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42. Sitzung, 25. November 1948 1083 

12. Plenar-SUzunc- des La.ndtags Rhelnlund-l'fab: 
am 2.i;. Novemh1\t IIHS 

Beginn: 9.45 Uhr. 

Präi!idcnt: 

M('ine· D<1mC'n und Herren! Die 42. Sitzutt6 d<'s :."rnd­
lages Rheinland-Pfalz ist eröffnet. Beisitzer fü1· die 
hculig-c Sitzung sind die Abgeordneten ,Tacob,- und 
Selzel:'. Die Rl'<lnerliste führt der Abgeordnete Jacobs. 
Entschuldigt infolge Krankheit oder aus dienstliclw ,1 
Gründen fehlen die Abgeordneten Baumgärtner, Breit­
ba-ch. Cronenbold, Dr. Fuehrer, Dr. Hablghot'st, Jo.;;ten , 
Kal!nowski. Ludwig, Matthes, Rörig, Dr. Süsterhenn. 
Steger Wagner, Ziegler, Rilb, Röhle, Doerner. Drath~n. 

Meine Damen und Herren! Wir haben gestet·n zum 
größten Teil die Aufführung „De$ Teufels General„ im 
Stadttheatet· in Koblenz erlebt I<.!11 glaube wohl sagen 
1.u dürfen. daß es sich hier um eine vorzügliche Lei -· 
sLung des hiesigen Stadttheaters handelte. Ich glaube 
m Ihrem Aurtrage zu :;prechen. wenn ich dem Inten­
danten, den .Schauspielern und allen Mitwirkenden für 
die gestdgen Darbic>tungen den herzHchen Dank d~s 
Ltmdtag.s übermittle . . (Beifall.) 

Zur Vereinfachung de<; Ablaufs der heutigen Tage.s­
ordnung haben wlr von seiten des Büro.s die noch 
!(esl1;>1'n rück:sländigen Punkte der Tagesordnung noch 
cinm:aT· neu zusammengefaßt. Sie wurde Ihnen soeben 
aur Ihren Platz gelegt. Id1. halte es !Ur zweckmäßig, 
wenn wfr jetzt nach dieser Tagesordnung verfaht'i.'ll. 
Eine Abstimmung über die Tagesordnung erübrigt 
,;!eh, da es sich pur um die Resthigesot'dnung von 
gestern handelt, die bereit~ zu Beginn der gestrigen 
Sitzung beschlossen wurde . Wir können also mit d0,' 
Tagesordnung beginnen. 

kh t•ute !\Uf Punkt 1: zweite und drlltc ßeratun~ 
elnc:. Landesgesetzes zur Wledcrl11krafhdz11ng de~ 
Landesgl'Sl'h:e!! zur Sicherung der !\rbcitsplätz~ vom 
'1.1 . .Juni 19-18 - DrucksachE' 11/686/702. - Das Worl hat 
der Abgeordnete Schet•J'er (SPD.) al<\ BF·richter~llclllt>l'. 

A b R. S c h ,,. e r e r : 

Meine Damen und Herret1! Dl' l' Sozialpoliti.,;~i).e Aus­
schuß hat s ich gestern ~bend g~me~nsam . mit dem 
WirtsehaClspolilisch~n Ausschuß 1-:ilt ,11ese.n Gesetz 
befaßt. Es wurde da, GesE:U neu formuliert und liegt 
Ihnen nunmehr In Drucksache IT/702 ,,·or. Bei der Be­
ratung d,:,i, Gesetzentwurf~s spielte insbe-;ondf're der 
~oz!aldemo0krE1.ti~che Antrag eine Rolle, welchei: b,,_ 
kanntlich vorsa~. daß im.ut.,prünglichcn Entwul"f im 
§ 2 es ~auten ~ollle: 

.. D.cr Arbc!l~mh1i,h'r wird ennächtigl, di~· zur Durch­
tühl'Ung dies~ . Ge:;etzes erforderlichen Rechts.- und 
Vcrwallungsvocschriftcn zu erlassen, wobei Behörde;, 
Privatbetrieben gleichzustellen sind." Nach eingehen­
der Aussprache kam man zu der Au!fa.ssung, daß di•J ­
ser § 2 an sich u"bcr!lüssig :sei, da .ja bereits das eigent­
füh.e Gesetz dem Arbeitsminister die Ermächtigung 
gibt, die zur Durchführung des Gesetzes erfordN'­
llchcn Rechti;- - und Verwaltungsvorschriften zu et·­
lasscn. Es · _W~trde aber zum Ausqrµck gebr!lcht, , daß 
die Behöl'den und Selb~1 verwaltungskifrpc rschafteri ge­
nau so wtc 'd.ie Prlvatb ,triebe In gleicher Weise dem 
Gesetz unterliegen und daß bezilglich der Bchöt·den 
keinerlei Ausnahmen gemacht werden können, da auc-h 
schon die bLsher!gen gesetzlichen Bei;,t.immungen keine 
untct·schledliclw Behandlung zuließen; Es wurde mit 
Befru:nderi. zum Ausdruck gebracht, daß eine ganze 
;1,~11111hl vori' ·'ßeh,~,rd<mleit~rn sict1 ül:ier da11 Ge11e,t1; hin-

weggesetzt. hat, daraus ergibt sich die Tatsache, daß 
derartige KündiiUngen unwirksam sind. Man will ab­
fiolut o.1chl die notwendigen Abbaumaßnahmen rici 
d1m Behördendienststellt>n hindern, man ,.,...m aber, 
daß bei der Durchführung dieser Maßnahmen die :w· 
setzlichen Bc.;;Ummungen beachtet werden und daß ins­
besondere nach sozialen Gesichtspunkten feine Auswahl 
erfolgt. Aus diesem Grunde stellte sich der Ausschuß 
auf den Standpunkt, daß es genüge, wenn wir das 
Gesetz in die:-er Fassung, wte wir es Ihnen jetzt vor­
legen, annehmen, daß aber der . Herr Arbeitsminister 
in · seinen Durchführungsbestimmungen eindeutig dar­
auf hinweisen soll, daß die Be:hörden und Selbstwr­
waltungskörper.,chaften in gleichem Sinne dem G~­
setz unterliegen, wie auch Privatbetriebe. Der Au.,­
schuß empfiehlt Ihnen. nach der Vorlage Nr. II/702 ~!l~ 

Ge.~etz anzunehmen. 

Präsident : 

kh eröffne die Besprechung für die zweite Lesung. 
Wortmeldungen liegeri nicht vor. Ich schließe die Be­
sprechung. Ich rufe auf die §§ 1, 2, Einleitung und 
übcr.ichi:ift. Wer für die A.nnahme dieses Geset?.es tn 
zweiter Lesung ist, bitte ich um Erht'bung der rechten 
Hand. - Die Gegenproh<>~ - Ich stelle die einstimmige 
Annahme fest. 

Wir kommen zur dritten Beralung. Ich eröffne die 
Besprechung. Ich 1·u!e aur die §§ 1, 2, Einleitung u nd 
überschrift. We:c 'dem Gesetz in dritter Lesung seinC' 
Zustimmung geben will, bitte ich sich vom Platz zu 
erheben. - Die Gegenprobe? .,. Enthaltungen? - Bei 
einer Stimmenthaltung (Abg. Wohlleben) angenommen. 

Ich bitte Punkt 2 der Tagesordnung noch :mrückzu­
stellen, da im Ausschuß einige Änderungen be::ichlo;;­
sen 'o/Urdcn, die sich zur Zeit im Abdruck befinden. 

Wir kommen zu Punkt 3 der Tagcsordnang: zweite 
und dritte BE"ratung eines Landesgesetzes zur AufhP. · 
bung des Lohnstop!! - Drucksachc 11/662, - Das Wort 
zur Bericliterst11ttung hat der Ab~eordnete Scheerer 
(SPD.). 

A b g. S c h e e r e r : 

Meine Damen und Herren! Auch miL diesem Geset;1.­
entwud haben sich gestern abend sowohl der Sozi~l­
politische Ausschuß als auch der Wir~l'hi:t!tsa'usschuß 
beschäftigt. Die Ausschüdse empfehlen Ihnen, die Ge­
setzesvorlage unverändert anzunehmen. Es wurde ins­
besondere über den Antrag der Kommunistist'h<m Par­
tei, der eine Änderung des § 2 vorsieht, gesprochen. 
der kommunistische Antr3g bci:w<.'Ckt, daß die der­
zeitigen Löhne bzw. die Arbeitsb<!stimmungen unter 
keinen Umsfänden ungünstiger gestaltet werden dtir­
fen, also er verbietet eine ungünstigere Abmachung. 
Nach eingehender Aussprache kam die Mehrheit 1F?r 
Ausschußmitglieder zu der Auffassung, daß die in 
§ 2 Abs. 1 vorge;;chlagene Regelung ausreidlen dürfte 
und auch e ine elastische DL1rchführung dieser Maßnah­
men gestattet. Es wird sicherlich sehr .dchwer sein, 
Lohnabbaumaßnahmen durchzurühren, wenn das Ge­
setz in dieser Fonn hier in Anwendung kommt. Im 
übrigen stimmt das Gesetz mit den in der Bizone be­
schlossenen Regelungen überein, und schon aus diesem 
Grunde glaubt der Ausschuß keine wesentlichen Än­
derungen an dem Gcsetzentwui:-f vornehmen zu mi.ls­
sen. Er emp!!ehlt die Annahme. 

Präsident: 

Icl1 eröftu'~ die Besprechung. Das Wort hat der Ab­
geordnete Betz (KPD.}. 
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A bg. Betz: 

Melne Damen und Herren! Ich spreche vom Platz 
au.s. Unseren Antrag auf Abänderung stützen wir auf 
den Tatbestand, daß bei Errechnung der Löhne in den 
Ludwigshafener- Betrieben nach einer 15prozentigen 
Lohnerhöhung in einzelnen Betrieben Verschlechterun­
gen statt Verbesserungen eingetreten sind. Diese Ver­
schlechternng der Lohnbedingungen wollen wir mit 
unserem Antrag unterbinden. 

Präsident: 

kh rufe auf die §§ l, 2, 3, Einleitung und Über­
~chrift. Wortmeldungen liegen nicht vor, die Bespre­
i:-hung fat geschlossen. Wer dem Gesetz in zweih~r 
Lesung seine Zustimmung geben will, bitte ich um Er­
hebung der rechten Hand. - Ich stelle die einstimmige 
Annahme fest. 

Wir kommen zur dritten Lesung. Ich eröffne die 
Bespre,ehung. Ich rufe au! die §§ 1, 2, a, Einleitung und 
Überschrift. Das Wort hat der Abgeordnete Wohl­
leben (DP.). 

Abg. Wohlleben: 

Meine Fraktion als Vertreterin der freien Wirtschaft 
/Heiterkeit) begrüßt es, daß die Lohnstopbestimmun­
gen aufgehoben werden und daß gerade von der Seite 
aus, die Gegnerin der freien Wirtschaft ist. der Antrag 
gestellt worden ist. Wir verbinden damit die Bitte, d!lß 
auch die Preisbestimmungen, soweit sie bestehen, iri 
derselben Frische und Freudigkeit bald fallen werden. 
{Zuruf Abg. Buschmann: Also noch höhere Preise, .11~ 
Aie schon sind.) 

P1·äsident: 

Das Wort hat der Abgeordnett;> Hertel (SPD.). 

Abg Hert,el: 

Meine Damen und Herren: kh darf feststellen, daß 
die zwingende Notwendigkeit zur Aufhebuni des Lohn­
stops dadurch entstanden ist, weil die von meinem 
Vorredner gepriesene freie Wirtschaft so ungeheure 
Verwüstungen angerichtet hat. (Sehr richtig!) 

Präsident: 

Ich rufe auf die §§ 1, 2, 3. Weitere Wortmeldung•,m 
liegen nicht vor. Ich schließe die Besprechung. Wer 
für die Annahme dieses Gesetzes in dritter Lesung 
ist, bitte ich, sich vom Platz zu erheben. - Ich stelle 
die einstimmige Annahme fest. 

Wir kommen zu Punkt 4 der Tagesordnung: zweite 
und dritte Beratung eines Zweiten Landesgesetzes 
iiber Steuervollmachten - Drucksache 11/690. - Ist eine 
Berichterstattung vorgesehen. Herr Dr. Boden·> 

A b g. Dr. B o d e n : 

Nein, das ist gestern schon geschehen. 

Präsident: 

Dann kommen wir zur zweiten Lesung. Ich eröffne 
die Besprechung und rufe auf die §§ 1, 2, Einleitung 
und Uberschrift. Wortmeldungen liegen nicht vor, die 
Besprechung ist geschlossen. Wer für die Annahme 
dieses Gesetze.,; in zweiter .Lesung ist, bitte ich. die 
rechte Hand zu erheben. - Gegenprobe. - Angenommen 
geg~n 6 Stimm,;,n der KPD. 

Wir kommen zur dritten Lesung. Ich «röffne die .Be­
sprechung und rufe auf die §§ 1, 2. Einleitung und 
Überschrift. Wortmeldungen liegen nicht vor; ich 
schließe die Besprechung. Wer für die Annahme dit*le" 
Gesetzes in dritter Lesung ist, bitte kh, sich vom 
Platz zu erheben. - Die Gegenprobe? - Das Geset?. 
wurde angenommen gegen 7 Stimmen der KPD. 

. W_ir k:ornmen. zu Punkt 5 der Tagesordnung: zweit,.. 
qnd dritte Bera.tung eines Dritten Landesgesetzes übe1· 
Steu11>rv0Hmachten - Drucksache Il/685. - Ich eröffne 
die Besprectrnng. Ich rufe auf die §§ 1, 2, Einleitung 
und Überschrift. Wortmeldungen liegen nicht vor. ]eh 
schließe die Besprechung. Wer für die Annahme die­
ses Gesetzes in zweiter Lesung ist, bittE' ich um Er­
hebung der rechten Hand. - Die Gegenprobe? - Dal' 
Gesetz wurde an.genommen gegen 7 Stimmen der 
KPD. 

Wir kommen zur dritten Lesung. Ich eröffne die Be­
sprechung, Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Boden 
(CDU.) als Berichterstatter. · 

A b g. D r. B o d e n : 

Meine Damen und Herren! Der Haushalts- und 
I..'inanza.US>Sehuß hat sich gestern. abend noch mit der 
n~g_ienmg:,vm·lage Nr. Il!689 befaßt. 

Präsident: 

Wir sind erst bei Drul'ksache II/685. Die Wortmel­
dung des Herrn Dr. Boden wird zurückgezogen. Ich 
1·ufe auf die §§ 1 und 2. Wortmeldungen liegen nicht 
vor, ich schließe die Besprechung. Wer dem Gesetz in 
dritter Lesung seine Zustimmung geben will, bitte ich .. 
sich vom Platz zu erheben. - Die Gegenprobe? - Da, 
Gescetz wurde angenommen gegen 7 Stimmen der 
KPD. 

Wir kommen nunmehr zu Punkt 6 der Tagesord­
nunlf: Zweite und dritte Beratung eines Landesgesetze.< 
iibtt die E.-h~bung einer Lobnsummensteuer durch dlo> 
G~mcinden von Rheinland-Pfalz - Drucksache- II/689. 
700 -, die Ihnen heute morgen zugesteIIt wurde. Da.~ 
Wort hat der Abg{'()rdnet~ Dr. Boden 1CDU.) als Be­
richtt>r~tat1 er. 

A b g. Dr. B o d e n : 

Meine Damen und Herren! Die Regi~nmg~vorlagt-
11/689, die gestern abend jm Haushalts- und Finanz­
ausschuß erörtert und angenommen wurde mit den 
Ab.:inderungen, die lhncn in Drucksache II/700 zuge­
gangen sind, hat zunächst im Ausschuß eine große Er­
örterung hinsichtlich des § 1 hervorgerufen. da die 
hi_ez·in ausgeqproeh~ne V crpflichtung für alle Gemein­
den, die Lohnsummensteuer einzuführen, nicht allge­
meine Anerkennung fand, sondern von einer Seite be­
antragt wurde, aus dieser Muß-Vorschrift eine Kann­
vorschrift zu machen. Der Ausschuß hat sich aber mi1 
überwiegender Mehrheit auf den Standpunkt gestellt, 
es bei der Muß-Vorschrift zu belassen. und zwar in 
de1 Hauptsache aus einem taktischen Grunde. der aber 

mit Rücksicht auf die Verhältnisse im ganzen Lande 
eine besondere Bedeutung beanspruchen kann. Würden 
die Gemeinden die Freihe-it haben, die Lohnsummen­
steuer einzuführen oder nicht, so würde das die Kon­
sequenz haben, daß gerade die durch Kriegsschäden 
und sonstige Schäden am meisten betroffenen Gemein­
den die Lohnsummensteuer einführen müßten, was 
zur Folge haben könnte, daß Wirtschaftsbetriebe unter 
diesen. Gesichtspunkten ihre Sitze verlagern .in solclJ.e 
glücklichen Gemeinden, die die Lohnsumm;;nsteuer noch 
entbehren können. Da die Lohnsummensteuer, wie 
Ihnen in einem weiteren Punkt der Tage:=ordmm.e bei 
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Beratung de:; Finanzausgleichs in dem zwe•len vu1·~e­
!egte11 Entwuri (Drucksache II/689) bekanni. wird, als 
Grundlage des künfügen Finanzgebaren.s der Ge­
meinden stark in Berücksidttigung zu ziehen Ist, er­
scheint e:s angebracht, daß diese Mußvorschri!t bei der 
Ein!ührung der Lolui.:;ummen.steuer beibehalten wird. 
Das hat denn auch die Mehrheit des Finanzausschu:;ses 
gefordert. Gegenüber den übrigen Vorschlägen der Re­
gierungsvorlage sind Bedenken ni,cht erhoben w•Jrden. 
Dagegen hat man e.;; im Finanzausschuß für richtig 
befunden, zu dem § 5 einen Zusatz zu ,nachen, der 
Ihnen ln der Drucksache Nr. rI/700 vorgelegt ist. Es be­
findet sich hier aber ein sehr wesentlicher Dmck(ehler. 
Deshalb möchte ich Sie bitten, die Vorlage zur Hand 

-1:u nehmen. Ich werde den richtigen Wortlaut ~ur V€'1·-
1esung bringen. Im § 5 wird als letzter Salz angefügt: 
.,Für den Fa!! der völligen Ertragslosigkeit eint•;; Un­
ternehmens ist die Häl!le der bezahlten Lohnsu11Hnen­
!.lCU!;r zu erstatten, soweit sie nicht nach dem Ge­
werbekapital (nicht Gewerbeertrag) zur Venechnuni,( 
kommt.'' 

Die.sei· Zusatumtnig ist vom Hawhalts- und Finanz­
au,<;!.chuß einstimmig angenommen ·worden. Der Ha•.i.s­
halts- und Finanzausschuß schlägt Ihnen vor, das Ge­
getzl in der in der Vorlage Nr. Il/700 abgeänderten 
1-'orm anzunehmen. 

Präsi.dent: 
Ich eröffne die Be:;pred1ung. Unle1· Berücksichligur,g 

-der von dem Abgeordneten Dr. Boden als Bericht­
erstatter vorgetragenen Änderungen werden die ein­
zelnen Paragraphen aufgerufen. Das Woi·t h<1t wnäch"f. 
der Abg<.>ot·dnete Dr. Nowack (DP.). 

A b ~- D r. N o w a c k : 

Meine Damen und Herren! Wir sind der Ansicht. 
daß es nicht zwcclunäßig ist, die Gemeinden zu ver­
p!Uchlen, die Lohnsummen.;leuer einzuführen, sondern 
daß es genüi:t. wenn man es den Gemeinden freistell1. 
Dai; ist nach dem früheren Gewerbesteuergeselz dl'l 
Fall gewesen. Es wa1· dort nur eine Kann-Vorschrift 
vorgesehen, di~ .'i.ich bewährt hat, und man könnte bei 
dieser Kann-Vorschrirt t'uhig bleiben. Wir sind auch 
der Ansicht, daß man es schlteßlich mit dem Gedanken 
der Selbstve1'Waltung der Gemeinden kaum verein-· 
baren kann, wenn man ihnen in allen Dingen von 
vomhc1:eit1 bindc·nde Vorsclu·i!ten macht. Dw G..::­
meindl'n selbst entscl1dden allein, und die Gründe, die 
hier angeführt werden und die auch gestern bei der 
Ausschußl.>c1·atung zum Au.sdrück kamen, daß dadurch 
eine gewisse Steuerkonkurrenz unter den Gemeinden 
entstehen könnte, halten wir nicht für .stichhaltig. Diese 
Steuerkonkurrenz wäre ja ohnehin aufrecht el'hallCc?n, 
da dle Spann(' un!t>r den einzelnen Gemt,inden zwi­
schen 500 und 2000 betragen kann. Was diese SpanN· 
betrifft, so habL' kh an den Herrn Finanzministe!' nol'h 
eine Frage: 

Der vorliegende Entwurf schließt sid1 offenbar 'in 
den En.lwurf im Lande Hessen an. Soweit ich unter­
richtet bin, sieht der Entwurf im Lande Hes.se!l nut· 
eine Spanne zwischen ::00 und 1000 vor und nicht wic­
bci uns 2000. 

F i Ii a ,n z m I n i s t c r D r. H o f r m a n n : 
Der Mindest.;atz ist bd uns niedriger. Er beträgt in 

He~sen das Doppcltt-. 

Abg'. Dr. N_owack: 
Ich halle Informaticmcn, die besagen, daß er nur 

zwl.schcn 500 und 1000 liegt und damit nach ob\m be­
ll':reni:t ist. 

Abg. Dr. Zimmer (CDU.): 

Es ist vieles bci uns besser als in He.:isen. (Heitei·­
keit.} 

A b g, D r. NO W a C k : 

Wenn das Gesetz den Zweck haben :,oll, die Gewer­
besteuerbeträge schneller hereinzubringen, so kann das 
auch erreicht werden durch monatliclle Zahlungen, und 
dieser Weg wäre wohl der zweckmäßigere gewesen. 
Wir können daher dem Gesetz in der vorliegenden 
Form unsere Zustimmung nicht geben. (Zuruf Ab'(. 
Buschmann: Das hatten wir auch nieht erwartet.) 

Präsident; 

Ich rufe nunmehr au[ die §§ 1, 2, 3, 4, 5, unter Be­
ri.lcksich.tigung des Änderungsantrages in Drucksache 
Nr. Il/700 und der diesbe.züglichen Bericlltigung delS 
Berichterstatter:;, daß es nunmehr im letzten Satze 
heißt; ,,Gewerbekapital", die §§ 6. 7, Einleitung und 
Überschrift. Wer dem Gesetz in der vorgelegten Form 
seine Zustimmung geben will, bitte ich um Erhehung 
der rechten Hand. - Das Gesetz wurd<' ang('nomm,,n 
gegen 7 Stimmen der DP. 

Wir kommen zur dritten Beratung. Ich eröffne die 
Besprechung. Ich rufe auf die §§ 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, Ein­
leitung und Überschrift. Wortmeldungen liegen nicht 
vor, ich schließe die Besprechung. Wer dem Gesetz in 
dritter Lesung seine Zustimmung geben wHI, bitte ieh 
sich vom Platz zu erheben. - Die Gegenprobe. - Dai: 
Gesetz wurde angenommen gegen 7 Stim=n der D<'­
mokratischen Partei. 

Wir kommen zu Punkt 7 der Tagesordnung: Zwelu­
und drlttl'\ Beratung eines Landesgeset:z:es zur Ände­
rung des Selbstverwaltungsgesetzes vom 27. September 
1948 - Dtueksa.che 11/698, 701. 

Abg. Wohlleben <DP.): 

Zur Geschäftsordnung: Ich bitt,,, daß die Beratung 
des Änderungsgesetzes eine Zeitlang zurückgestem 
wird, da meine Fraktion noch einen Änderungs­
antrag einzubringen hat und dies wegen der Kürze 
der Zeit ..: das Gesetz wurde erst kurz vor Beginn de~ 
Landbgs üburreicht - noch nicht geschehen konnh.'. 

Präsident: 

Wie lange soll das dauern? 

A b g. W o h 11 e b e n : 

E!ne halbe Stunde. 

Präsident : 

Ich glaube, daß wir dem Antrag stattgeben können 
Wir kommen nunmeh1· dann zu Punkt 8 der Tages­
ordnung: Zweite und dritte Beratung eines Landes­
gesetzes ilber die Regelung des Finanzausgleichs für 
das Rechnungsjahr 1918 . Drucksache 11/572/681 . . Zw· 
Berichterstattung hat das Wort der Abgeordnete Hecp 
(SPD.). 

A bg. H ee p : 

Meine Damen und Hernm! Der erste Regi<!run,gs­
entwurf über die Regelung des E1:inanzausgleichs für 
das Jahr 1948 ist uns im Juni bereits zu_gc..,tellt wor­
den, zu einem Zeil.punkt, wo man die finanziellen 
Auswirkungen der Währung~reform noch nicht ganz 
übersehen krumte. Aber schon der erste Entwurf 2eigt 

. gegenübE:r dem Jahre 1947 ein~ wesentliche Ver­
schlcchwntttg de~ F'inanzausgleich~, :n dE.'m in~b~·Hm-
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dere der Pol,izeiLastena'Usgleich erstmals wieder ein~ 
geführt worden Ist. Weiterhin sind die Schulstellen­
beiträge und die Beihilfen für die Gesundt)eitsämter 
neu dazu gekNnmen, <l. h. v.riedergeikommen. Iruiwi­
schen ha·ben wir über di,esen Entwurf wiederholt ge­
sprochen. In der letzten Woche glaubte das Fin.anz­
ministe1'ium, an dieser Vorlage· nicllt fesbhaH..en zu 
können, denn die jetzigen Steuereingänge sind nach 
Ansicht des -Finanzministers noch nicht so, daß er aus 
diesen Steuereinnahmen den Gemeinden irgendwelche 
Zuweisungen machen kann, a'Ußer den besonderen Zu­
weisungen für die persönlichen Kosten, die für die 
Erlefügun-g st.aatl icher Auf.gaiben entstehen. Es ist ein 
Zwischenentwurf vorgelegt wor,den. und darin fehlen 
~ämtliche SchlüE-selz.uweisungen, sämtiicre Zuweisun­
gen an die Landkreise. Wir haben µber diesen ersten 
und den Zwkschenentv,:urf uns i,m Haushalt.s- und 
FJnanzaus.schuß sehr eingehend ausgesprochen und 
kamm übereinstimmend zu der Meinung, d.3.ß auch 
die Gemeinden, und insbesondere die Gemein.den und 
Kreise durch die Währungsreform not.leidend gewor­
den sind. Der Z.us.ta!l!d, wie er vor der Währungs­
reform war, daß Kreise und Gemeinden noch erheb­
liche Rücklagen •hatten, <lie allerdings gebucht waren 
und mit denen sie :iu<:h nid1ts anfungl•n konnten wegen 
des Ma •erialman,gels, wegen des Mangels an Al'beits­
kräften. dieser Zu:st.and ist vorbei. Die Gemeinden 
haben bisher überwiegend gelebt von ihl'er Erst.aus­
:.tattun1 und von den geringfügigen Steuereingängen 
aus der Gewerbesteuer und der Grundsteuer. D.am.it 
können sie ihre allgemeinen Aufgaben nicht mehr 
erfüllen, und die Gemein.den si111d gezwungen gewesen. 
einen großen Teil der ,ihnen obiiegenden Aufgaben, 
auf ,die s·ie nicht verzichten können, einzustellen bzw. 
zurückzuscl1rnube-n. Wjr sind deshalb im Haushalts­
und Finanzausschuß auf .den Regierungsentwud im 
wesentlichen zurückgekommen. Wir haben also die 
Verschlechterung, die d,ieser Entwurf gegenüber 1947 
bringt, zunächst hinnehmen müssen, denn wir kom­
men um die Situaticm nicht -herum, -wie sie der Herr 
Finanzminister . uns geschildert hat, daß von den 
Steuereinahmen jn Höhe von 40-50 Mill. DM monat­
lich alleln 24 Mill. DM rund für Besatzungskosten 
ausgegeben werden müssen und daß die restlichen 
25,5 M'll. DM z1.1r Zeit vom Land für seine Personal­
auf,ga.ben, für Ausgaben an Kriegsbeschädigte und 
Fürsorgeempfänger gebraucht weroen, so daß nur ein 
ganz kläglicher Teil für.- die Bestreitung d,er säch­
lichen Kosten übri,g blei:bt. Aber es ist nun einmal 
so, daß die letzten .Monate gezeigt haben, daß infolge 
besseren Funktionierens der Finanzämter - also sie 
funktie>niei:-e'1 besser, aber noch nicht so, -wie sie soll­
ten - die Steuereinnahmen sich tatsächlicll gehoben 
ha,ben, u.nd zwar so, daß wir bald an die J.V.laximum­
swuereinn.ahme. herankommen. Deshalb schlägt Ihnen 
der Haushalts- und Finan2Jau,sschuß nunmehr diese 
neue ,Fassung .des Finanzausgleichs vor, in dem. die 
sächlichen Schullasten wieder de1, Gemeinden aufer­
legt wen:len, während d:ie SchuL~tellenbeiträge nicht 
vorgesehen sind. Bei den Straßenbaulasten bleibt es 
so, wie es von jeher war. 

Im § 3 bezüglich der Fürsorgekosten war zunäcbtst 
beabsichtigt, den Anteil des Landes für die Fürsorge 
für die Familien der Kli-cigsgefan.genen und vermißten 
Soldaten zu erlhöhen,. denn das sind nach unserer An­
sicht Kriegsfolgen, und nicht von den Gemeio.de.n zu 
tragen, scndern .vom Land. Das gle.iclle gilt für die 
Flüclltlinge a·us den abgetrennten Gebieten, für die 
das Land nur 75 v. H. übernehmen soll. Wir sind je-­
doch -bei dieser Fassung gebli,eben., und zwar aus dem 
Grunde, weil die Zahl der Krieg~gefangenen Ut.14 .V~-:: 
mißten von Monat zu Monat :heruntergeht. Und v,,i.r 

hotfen instän!Ciig, daß mit Ablaut diest-s Jahres· ,:m.seri:­
Kriegsgefangcnen frbcrwiegend oder fast alle wieder 
z~clcltehr-en, so ctaß .dieser PostE"n bei den Gemein­
den entfällt. Dabei ist allerd·ings z.u bt:ri.icksi<'htige-n, 
daß beim ArbeLtsministerium heute Taü•sende •von An­
trägen liegen für die Versorgung der Wltwt'ln und 
W~i.sen von vermißten Soldaten. Diese Witwen und 
Watscn sollten nach. unserer Auffassung Anspntch 
haben auf die Versorgungsrente, die jeder Witwe. 
deoren.. Ehf•m;i,nn gestor-ben oder gefallen i1,t. und auch 
jeder Waas~ gewährt werden müßt.en.. In den bis­
herigen Ve.rsorgunigsbe.stimmungen aber ist dies. al$ 
Reeb;Ls,anspruch nicht vor.gesehen. sondern es · ist so 
~rstanden worden, dal,l hiet' elne Kann-Vei:-sorgung 
/.legeben we·rden kann, aber das Arbeitsministerium 
hat sicll die. Ent,;cheidung vorbehalten. Ss ist, nur zu 
bedauern. daß die Versorgun~sdienststellen ~s Lan­
des schon seit Mon.aten derartige Anträge vorgelegt 
h:aben, aiber das Arbeitsmin-isterium stape11 sie an­
scheinend. auf und hat noch nicht die z.e'it gefunden. 
eine .Entschcidun.g zu treffen. Sobald diese Ange­
legenheit geregelt. jst. wird eine Entlasnmg der Ge­
meinden hoffentlich rccllt bald eintreten. Was die 
Versorgung der Flüchtlinge bC!trifft, so haben wi1· sie 
an das Lastenausgleichsgesetz verwiesen, denn in' die­
sem Lastcnausglekhsgesetz wird die Versorgung der 
Flüchtlinge aus den a,bg~trennten Gebieten zu regeln 
sein. Bei den Pollie-Uastcm finden wir, da!$ 1500 Mank 
von. den Gemeinden an den Staat geleistet werden. 
wt'!nn . sie eine staatliche Polizei haben, umgekehrt be­
kommen die Gemeinden 3000 M .ark. wenn <lie Polizei 
Gemeindeang{',!egenheit ist. 

Der § 6 enthält im W€Sent1ichen die bisherigen Vor-
1,chriften m-!t einem Unterschied, daß die persönlichen 
Aufwendungen für die einzelnen besonderen Auftrags­
angelegi:mheiten, Requ-isitio11sämte2·, Betreuungsstellen 
fül' die Opfer des Faschismus, Straßenverkehrsämter. 
Landwirtsch•aftsämfor hier genannt worden sin<l. Es 
ist die Frage, zu überlegen, ob man hier nicht die 
Kosten für die Wohnungsämter hinzusetzen soB. Wir 
sind jedoch da,von ,abgekommen. Zwar ist die Woh­
nUtngswirtsc-haft eine .staatliche Auftrags.angelegenheit 
mich dem Kontro11ratsgeset.z, aber die Wohnwirtschaft 
w;ar von jeher mehr oder weniger eine SeJbstver­
waltung~angeiegen~eit, so .daß wir hier von einer be­
sonderen Aufführung abgesehen haben. Wir haben die 
Bürgersteuerausgieidlsbeträge genau in de!.llse1ben 
Umfang wie früher in den Finanzausgleich hinein ge­
nommen, d. h. 40 v. H. sollen die Gemeinden bekom­
men und 60 v. H. in den besonderen Ausgleichsstock. 
aus detn die besonders geschädigten und bedürfti,gen 
Gemeinden unterstützt werden sollen. Wir sind nicht 
der Meinung, wie der Herr Finanzminister, daß die 
Bürgersteuer eine Landessteuer i-st. Die Bürgersteuer 
war von jeher eine Steuer der Gemeinden und sie 
ist Hl41 lediglich aus Verein-fachung9gründen in die 
Einkommensteuer ein!!"ebaut worden, aber an ih>rem 
Charakter ·als Gemeindesteuer ist nie gezweifelt wor­
den, und desihalb reklamieren wir diese Steuer voll­
ständig für .die Finanzierung der Gemeinden. Wir 
sind nicht. damit einverstanden, wie es der Zwiscllen­
entwurf des Finanznuin:ister:iums vorgesehen hatte, daß 
die Gemeinden verpflichtet werden sollten, jetzt noch 
einmal ~e neue Bürgersteuer, genannt Personal­
;;t~uer, einzuführen. ,Mit dieser alten Bürger-, odei, 
Negersteuer haben die Gemeinden sclllechte Erfah­
ru.."l.gen ger.nacht, so daß man ihnen <liese ~ Be­
lastung gerade jetzt nicht .zumuten kann. Bei der 
Gewerbesteuer ,blieb es im wesentlichen bei dem bis­
h_eri-gen Zumnd. 

Nun . .komn;t die , Lohnswnmensteuer. Sie soll dazu 
dienen. daß .die Gemeinden so schneH wie möglich 
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in .den Bes.it:z de1· Gewerbesteuer konunen. Al>«J; die 
Lohnsummensteuer ist ein wescntlidJ.e1· Bestandteil 
des Finanz- und Lasten~gleichs. Man muß dabei 
berückslchtl.gen, daß dle ~meinden es, je nach i:lll'er 
finanziellen SUkke, in der Rand haben, die Sätze 
von SOO b1i 2000 v. H. zu bcm~sen. Die Schlüssel­
zuweisungen an die Kreise bleiben wie bisher, nur 
ein Unt~·rschied 'ist gemacht worden in Abs. 2 für 
die Grenzkreise. Sie sollen bis 4 Mark erhalten, und 
~ar nach bcsond~en Richtlinten des Ministers der 
Fina:n.-zen und d.es Mln.lsters des Innern. Bei der Be­
ratung dieses Paragraphen ist der Wunsch. zum Aus­
druck gekommen, daß die Kreise von diesen 4,- Marlt 
an leislwigsschwache Gemelnden bereits innerhalb 
ihrer Kreise einen Ausgleich vornehmen. Es ist wohl 
:tu e!"Warrten, daß das in den Ausführungsbestimmun­
gen gesagl wil·d. In § 11 über den Ausgleichsstock 
war ursr,rUnglich voI'gesehen, daß die Verteilung 
zentral durch e !nen Ausschuß erfolgen sollte, der aus 
Vertretern <les MiniSterlums des Innern und des Mini­
itcdums der Finanzen und au_~ 3 Vc11.retern des 'Haus­
hai~- und Finanzausschusses des _ Land~ be.stehJ. 
Diese Zentl'alisierung hallen wir nicht für richtig, son­
d~rn v."ir ...tnd del' :Meinung, daß der AusgleimsstDCk 
in einer gewissen Summe oder ·bts zu einem gewissen 
Betrage aur die Regierungspräsidenten übertragen 
wird, die .dalm nach den Richtlinien, wie sie hier in 
der neuen Fassung des § 11 vorgesehen sind, auf be­
dür C~tgg Gem0[ndcn verMli werden, ~nn wenn eine 
Zenffäl!sierung bei den Ministerien erfolgt, dauert die 
Zuweisung zu lange. Der Wunsch, den der Gemeinde­
und der Städtel·ag hatten, ~aß man zu diesem A,us­
gleichs.-;tock auch noch Mittel des Landes in Höhe von 
20 Mill. oder noch mehr zuweisen sollte, konnten wi1· 
wohl jet~t. in der gegenwlktigen Finanzsitution des 
Landes, nicht el'füllen. Es ist wohl zu benwrken., daß 
es Länder gibt, wie z. B. Bayern, die in ~- ·ein Aus­
glelchss!c-ck fü1· ihre Gemeinden den 84.lag von 
120 Mill. ein'Ni!lscn, wä11ren.d unse r Lan~ diesen Aus­
glelch1Sstock aus Gemeindeeinn_ahmen nnanzi,~rt und 
aus d em Land Mittel nicht zufließen. Etwas N:!ue!r 
nooen Sie in § 12 a, und zwai· die Anrechnung der 
Erstaw,.<.tattung. Die Gemeinden haben zwei Arten 
von E1-slall.stit.attungen bekommen: 

1. D!i,s allgem<.'ine Sechslol ihn , ,· ei-'~enen Ein11ahm.:n 
und ein Sechstel aus den Ffoanzausgleich.:;izuweisungen. 
Dieses zweite Sechstel aus den Fi{lanzausgleichs­
:ruwe•sungen soll ihnen ,bei der Zuweisung aus diesem 
Gesetz ange rechnet wc1·.dcI\. Das ist nach unsE>rer Au!­
rassun.g nicht mehr wie r~l und b!llig. 

Nach diesen Änderungen und Ver~erungen, die 
wir vorgenommen haben, empfiehlt Ihnen -der Haus­
halts- un.d. Finanzausschuß das Gesetz in der vorlie-
1enden Fa~sung in Drucksache II/681 anzun<=hmen. 

Präsident : 

Ich eeöf!ue die Bc:sprechung. Das Wort ha t de t· Abgt!­
ordnete Dr. Wuermeling (CDU.). 

A b g . D r . W u e r m e 1 i n g : 

Wk müssen noch etwas Redaktionelles an dem Ge­
setz ändern, was durch die Nummerierung der Para-­
graphen no~ivendig geworden jst. Wir könn1n da,s Ge-
3etzl in diese!." Form noch n1cht an.nehmen, es sind 
zwar nur Kleinigkeiten. Wir haben in § 5 tn der Vot·­
lage das Wort „entfällt· ' und dann haben wir einen 
§ 12 a, es muß !olgendcrmaßcn nummeriert werden: 
.,§ 5 entfällt" , das wird gestrichen, die §§ 6-9 erhal­
ten .die Nummern 5-8, der § 9 a erhält die Nurruner 9, 
dCt' . .f l~a die Nummer 13 und die §§ 13-17 dle Num­
mern lt-18. Dann Ist alles glatt. 

Präsiden t; 

Das Wort hat der Ab~eordnete Schieder (KPD.). 

A b g. S c h i e d er : 

Meine Damen und Hcn·en! Der Be richterstatter sagte 
I~n ~on ,,;;oeben, ip.. welcher ... Weise sich der Haus­
halts- und Finanzausschuß mit der Frage des FinRnz­
ausgle.iche.s bclassen muß'te. Wir müssen fest.stellen, 
daß dieser neue Entwurf noch weit davon entfernt ist. 
die Erwartungen zu erfüllen, die man drauß(m fn den 
Gemeinden von einem Wirklichen Finanzausgleich Pr".' 
wartet. Als uns im Haushalts- und Finanzausschuß 
dieser Gesetzentwurf des Finanzministeriums vorge­
legt wurde, war fast einstimmig die Meinung vertre­
ten worden, daß es unmöglich sei, einem derartigen 
Entwurf zuzustimmen. Wenn dabei zum Awdruck ge­
kommen jst, und zwar durch die Ministerialverwal­
tung, daß die augenblickllche Finanzlage sogar anraten 
würde, überh aupt kein Finanzausgleichsgesetz heraus­
zugeben, so muß ich schon ,,;;agen, daß ich davon mehr_ 

· als erschüttert war, Denn alle diejenigen, die heut<· 
oder bisher in den Gemeinde- und Kreisvcrtret,.mgen 
tätig waren, die. in jüngster Zeit schon mitgemacht 
haben, unter welchen Schwierigkeiten die neuen 
Haushaltspläne erstellt wer den mußten, können davon 
nur ein zu beredtes Lied :Singen. Wir hab:ln uns nad1-
drüc:klichst dafür eingesetzt, daß _ nun tatsächlich riln 
Gesetz zurh ' Finanzausgle!ch geschaffen wird. Ich 11,uß 
sagen, auch der heutige Entwurf, e1· ist noch sehr weil 
davon entfernt, unsere Zustimmung zu finden. V!C'nn 
ich mich daran erinnere, daß e.. früher gewissel'maßen 
zum guten Ton eines preußischen Feldwebels iehäi'te. 
den Rekruten zu beweisen, daß der Staub gl~ichm!lßig 
verteilt werden muß, dann kommt mir dieser Gesetz­
entwurf so vor, den Gemeinden zu beweisen, daß die-' 
gesamte Pleite eben!alls gleichmäßig verteilt werde11 
müsse. Nun. nachdem vor kurzem der Herr Finanz­
ministe r den Ausdruck der „Diktatur der leeren Kas­
sen" geprägt hai, brauchen wir uns darüber nicht zu 
wundern. kh habe bereits gestern in meinen Attii­

führungen in bezug auf die Cinanzlclle Lage , so wie c;lf' 
uns im Haushalts- und Finanzausschuß von Seiten de:-­
Ministeriums geschildert wurde, darauf hingewiesen 
tch kann es mir also erspa'ten, nochmal.~ diese Ziffßrn 
ru nennen. !eh weiß, daß das Land sehr scllwer zu 
ringen hal. Wir wissen aber auch, warum. Wir sind 
der Meinung, daß bei einer erheblichen Herabsetzung 
der Besatzungsko„ten diese Aufgabe des Finanzaus­
gleiches gpnz entschieden leichter -wäre. 

Nun Im einzelnen zu unseren Wünschen, die wir be:1 
den verschiedenen Teilen des Gesetzes haben: 

Es b~tehl kein Zweifel daran, daß beim § 1, den 
Schulla.~ten, sehr viele unserer Gemeinden von d iesem 
Ergebnis des jetzigen Entwurfes nicht befriedigt ~tn 
werden. Ich denke daran, daß in meinem Heimatkr ei~ 
May~n zahlreiche Gemeinden vorhanden sind, die e :; 
bis jetzt nichl fertigb1·ingen, wirkllch ihren Haushall 
auszugleichen, weil sie so bela;;tet sind durch d ie Zuw 
wendungen für höhere Schulen. Der § 1 in seiner jc~zi­
gen Fassung bringt keine Erleichteruni in d ieser Form. 
Ich habe mit Nachdruck darauf hingewiesen, welche 
Folgen dieser ,.Vorgang haben wir_d bei anderen Etat­
teilen, z. B. der Wohlfahrtsfijrsor&e, Ich habe mich be­
stimmt nicht getäwchl. Meine Befürchtungen geh en 
dahin, daß man für die Auszahlung der Fürsotge&äb:c 
in vielen Gemeinden und auch Kreisen ernstlich in di<-' 
Ge!ahr kommen wird, nicht zahlungs!ähig zu ·,ein. 

Betrachtt;!n wir den § 4, die P olize!I~sten. Auen ~[esE' 
F.inführung wird dazu beitragen,· daß die GMnoln;ien, _ 
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die bisher nach der Währungsreform einen neuen Etat Die zweite Scli.wierig:keit i~t die F'est.stellung · der 
erstellt haben, diese als neue Belastung au{:zub!'ingen Zahl der Vermißten und Verschollenen. die auf .diese 
hab,en, wobei sie nicht die freie Entscheidung bes1l:l:.en, -·-Weise effaßCvrürden, u1\I drittens steht damit im 
die entsprechenden Stellenpläne von sich aus festzu- Zusammenhang die Frage der Finanzierung. Der Bes 
::ietzen, sondern sich nach dem Inhalt des § 4 an d!<' trag Z\11" Fi.n-amierun~. die auf Grund der eingegan-
vom Minister des Innern zu genehmigenden Stellen- genen !Meldungen errechnet wurde. schwankt zwischen 
pläne halten müssen. Sie kennen alle den großen Un- 5 1,md 7 .I!IIillionen p:ro Jaihr. Es wurden dann Ver-
willen, der im Volke vorhanden ist, gegen die hohe han.d.lW1gen mit der Militärregierung geführt. die sicti 
Belastung durch die Polizei. Und ich denke jetzt im •nunmehr über ::l Monate hingezogen haben und in 
Augenblick gerade daran, .. ·daß_ in _den _ vcr_gaogenen ____ denen_i.m,mer __ me.der: __ ~m __ Aus<l.ruc,k_ kam, _daß keiqe 
Tagen einige Bemerkungen mir zu Ohren kamen, wo- neuen Gelder fill' diese Zwecke ausgeworfen werden 
nach sich unsere Polizei mit Dingen beschäftigen soll, dfü.·fen, son.del·n daß die von der Militärregienmg 
die ich dem Hause nicht vorenthalten möchte. Bel- genehmiglen ll8 Millic,nen für die Versorgung der 
~pielsweise bei mir in Andernach erkundigt sich die Kritiigsopfer ausreichen müßten . um auch etwaige Ver-
Polizei, läßt sich die Betriebsräte kommen, fragt da- schollenenrente zu zahlen, 
nach, wer im Betriebsrat Kommunist ist und welche & waren .förner dar,über Verhandlungen not wen -
Mitg!ieder der Kommunistischen Partei in dem Be- dig, von weld:J.em Termin ab diese Renten gevvährt 
trieb vorhanden sind. kh muß sagen, eine derartige wer.den sollten. Erst heute morgen hat das Arbeits-
Maßnahme riecht sehr .;;tark nach einer Auftrags,,r- ministerium von der Militärregierung die endgültige 
teilung an unsere Polizei, so etwa wie für einen Aus- Geoehmigung ZUt' Zahlung von Verschollenenr-=nte er-
,,;chuß in den USA, der sich mit unamerikanischen .halten, und zwar vom November 1948 ab. Es sind etc 
Aufgaben zu beschäftigen pflegt. liehe Bedingungen gestellt worden, zu denen 2 , B. ge­

Ich wäre unserem HelTn Innenminister sehr dank-
bar, wenn er uns in diesem Zusammenhang eine Aus­
kunft darüber erteilen würde, wieso es dazu gekom­
men ist, an die Polizei ein<?n derartigen Auftra~ 7.\, 

erteilen. 

Wir haben dann das eigentli,che Prnblem ctes 1''inam:­
ausgleichs. und zwar der Schlüsselbeiträge. Wir stehe!'! 
nachhaltig auf dem Standpunkt. daß den Gemeinden 
unbedingt Schlüs.;;elbeiträge zugestanden werden müs­
sen. Die jetzige Fassung der §§ 7 bis 10 entspricht 
keineswegs diesem Wunsch. Wir müssen daher, aus 
diesem Bestreben heraus, uns der Stimme enthalten. 
trotzdem wii:- der Meinung sind, daß unbedingt ein 
Gesetz zum Finanz1\usgleich verabschiedet werden muß. 
Wir müssen diesen einfachen Standpunk1 aus dem 
Grund vertreten, daß wir uns sehr viel versprechen 
von dem Echo, welches dieses Gesetz draußen in den 
Gemeinden haben wird. Ich bin der Meinung, wenn C:,it: 
jetzt vor wenigen Tagen neu gewählten Vertreter der 
Gemeinden sich um diese finanzielle Seite -kümmern 
müssen und diesen neuen Gesetzentwurf zu ihren au1;­
zuführenden Arbeiten erhalten, werden sie alsba!d 
feststelkm können, daß dieser Gesetzentwurf als 1<'i­
nanzaU3gleich m it einem echten Ausgleich so wenig 
zu tun hat, wie das von diesem Hause beschlossene 
Se\b,~tverwaltungsgesetz mit einer wirklichen Selbst­
verwalh mg etwas zu tun hat. Hotfentlich werden die 
G-emeindl"n demenl,prechend auitl"'eten und Nachdruck 
darauf legen, daß ihnen ein wirklicher Finanzausgleich 
gegeben wird. 

Präsident: 

Das Wort hat Staatsminister Bökenkrüg('r. 

Staatsm i ni s ter Bö k enkrüger: 

Meine Damen und Herren! Aus eigenem Antrieb 
und nach Anhören der Kriegsopfervetbände hat das 
Arb 0 itsmin.ü;teriu,m -bereits vor etwia 4 Monaten die 
von Herrn Abgeordneten Hcep aufgeworfene Frage betr, 
Versorgung der Hinterbliebenen von Verschollenen so­
wie Vermißten aufgegriffen und behandelt. Scti.wiedg­
keiten erg(,ben sich aus mz.h1·eren GesichtspunJtten. 

Erst mußte eine Todeserklärung anerkannt werden. 
Wir haben di.e Formulierung gefunden, daß nach einer 
C·ides.stattlichen Erklärung der Hinterbliebenen, we1n 
der Verschollene länger als 3 Jahre vermißt ist, dies 
als amtliche TodeseI'klärung gewährt werden kann. 

h.ör1, daß es sich um eine Kann-Vorschrift h!lndel t. 
und daß •die Bedür.fügkii i1 , und nicht, wie zurst ~r­
langt, das Be-dürfnis geprüft werden muß. Die An­
lmlmmg c!er MiliUirregierung ist sofort an die zu­
ständigen Stellf>n im Arbf:i l, ministerittm zm· beschJeu­
ni~te-n Bl0 ar·bc·itung g,:,ge!ben worden. so daß man a:n­
nehm€'n kann. daß die Dienst.stellen, die dafür in Be­
tracht kommen. in <len nächsten Tagen benachrichtiel 
wer,df>n . 

Präside·nt : 

D,~~ Wort hat dt:'r Abgeorrlnet(• Ht:ep (SPD.). 

Abg. Heep: · 

Ici: w~d,1 soeben _darauf aufrnei·ksam gemacht , d'aß 
in tler Drucksach!! ll ·681 ein Druckfehler ist, in der 
es h!!ißlm muß: "' .. bedürfe-n der Genehmigung der 

·Aufslchtsbt:hörde, wenn der He·besatz in der Grnn,:i­
!'Hiucr - Ä ·200 v. ·H. und bi>i der Grundsteuer - B 250 
v. H. beträgt. Es ist iri. der Drucksache ausgela!"sen 

A 200 , .. H bei der Grundsteuer.'· 

Pfliside h t : 

D~s Wort h a t der A-bgeordnew .Jahn (CDU. ). 

Ab g. J abn: 

Auf Grund der Ausfühnmgtcn des Herrn Ar'beit~­
mi.nisters habe ich folgende Frage an den Herrn 
Minister: Ist be.absi-chtigt, die Ver,schollenenrentfm auch 
künftig beim Ar,~lismin:isterium zu entscheiden oder 
·wlll man das an die nachgeordneten Dienststellen 

. mit en~,pf~chend~·r Weisung hinausg<cben'? Ich halte 
es für un.1nög).i,,:h , daß wi r das Arbeitsminislerium. 
da{fogle'rcn '.md nichl verwalten soll. m it <li,eser Sacht:' 
be1astcn. sc,ndcrn es hat die Dienstsiellen anzuweisen. 
di.e Entscheidungen zu treffen nach den entsprechen­
den B€stitrunu11;gen. 

Prä::iident: 
Das Wort hat Staat:!iminister BökenkrÜgf~l". 

Staatsminister .Bökenkrüger: 

Ich habe dazu eine gan,:,; kurze Antwort: Es war 
nie beabsichtigt, diese Arbeit beim Arbeitsm;nisterium 
zu ededigen, weil das ein Ding der Unmöglichkeit 
ist ~ nach der Dreiteilung der Gewalten unmöglich 
erscheint. F.s ist nur deswegen in der ersten Anord­
nung g€sagt worden, \.das Arbeitsministerium c:>ehäH 
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sich di.;, Entsclwidung vor'', weil über die zukoofti.ge 
Rege\ung bis zur Genehmigung du-rch <iie Militär­
regierung gar nichts gesagt werden konnte. Es · ist 
bereits im September dem Landesversorgwi.gsamt 
Koblenz dle Au!l-a:ge gemacht worden, von sich aus 
11Pes zu erle<!igen, und dann wird es auf die unteren 
Diensl~te-Hen der Fürsorge übergehen . 

Präsident: 
Das Wort lrnt der Abgeordnete Wo--h!lebl'n (DP.) : 

Ab g, Wo h 11 eben : 
Ich bille die Landesreiierung, die di~ Rt>~iernngs­

vorla.ge eingebracht hat, um Auskunft, ob bei der 
F;asi,--ung des § 12, Realsteuerhebesätzc, auch an die 
Gewerbdohnswnmensteuer gec:Lacht ist, die heute hier 
beschlossen ww·de. 

Dann bittti ich d ie ,Landesl'egierung noch um \w;­
kunft, ob ~ie es nicht für empfohlenswert hält . hier 
ebenfalls eine Gooohml:gungspflicht für Hebesätze der 
Gewel.'bclohnsummensteueJ' eimm führen, wenn diese 
eine gewisse Höhe überschreiten. 

A bg. H ee p : 

Ich halte diese Anrcguni nicht Nr zwet:kmäßig. Wir 
kommen dann in das ~setz über die Er hebung c-iner 
Lohnsummcnsteuer hinein. Das gehört nl.cht in das 
Gesell über den Finanzausgleich. 

Präsident: 

Slaatsmlnister Dr . Hoffmann hat das Wo1·t. 

Staatsminister ·or. Hoffmann : 
Eine ähnliche Vorschrift be: der Lohnsummensteuer 

erübrlgt sich, weil diese &:n1ndsätz.lich nicht neben 'in_­
der1m Gewerbesteuern bestehen ~oll. sondern ln -An­
rechnung auf diese, und well an sich ein Rahmen von 
vornherein gegP.ben ist. 

Präsident: 
Das Wort hat del' Herr Staatsminis ter Steffan. 

Staatsminister Steffan : 
Der Herr Abgeordnete Sehie<for hat soeben ausge ­

führt, ~s sei ihm bekanntg,-, worden, daß Polizeibeamte 
in Andernach in Betrieben na-ch der kominuni.stischen 
Einstellung von Belriebsräteq geforscht hätten. Ich er­
kläre hier, daß ein solcher Auftrag wede1· vom Innen­
ministerium noch von einer nachgeordn~ten Dien.; t­
slelle erteilt wurde. Wenn der Herr Al>geordnett­
Schieder mlr Tatsachen zu unterbreiten in der Lage 
ist, die eine weitere Ermlttlung meinPr~Pits erleichtern, 
bin ich ihm dafür da nkbar. 

A b g, S c h i e d e r : . 
Ich wer de mich i,n Sie wenden . 

Präsident : 
Ich rufe auf: Abschnitt 1, Abschnitt 2 . .. 
(Es meldet 3ich zum Wort Abgeordneter Dt·. Wuerme­

lfng [CDU.]). 
Abgeordnett-1· Dr. Wu l'rmeling (CDU.) hat das Wort. 

Ab g. b r. W u er m e l in g : 
Ich darf noch au! eine 1·edakt.ione !le Ärrderun.g ver­

wcl.s,m. Im § 7, jetzt § 6, Abschnitt l muß am Schlusse 
die Bezugnahme heißen stalt ,.§ 13 Absatz 1" - ,,§ 11 
Absatz 1 ". Da ist der Ausgleichs~tfJck gemeint . Im §. ll 

muß im Absatz 1, unter a) die Bezugnahme am Schluß 
stail „gemäß § 9 Absatz 3" heißen, gemäß ,,§ e Ab­
satz 1 Satz 3" . Das hat sich durch ·die Änderung dP.r 
Zahlen ergeben. 

Präsident : 

Ich rufe nun auf: Abschnitt 1. 2, diesen unter Be­
rücksichtigung der Änderungen, die soeben bereits der 
Abgeordnete Dr. Wuermeling vorgetragen hat sowie 
die Änderung in § !2, die Abgeordneter Heep bean­
tragt hat. Ich rufe auf Absclmitt 3. Einleitun~ und 
Über.;;chrift. 

Wer dem Gesetz in zweiter Lesung seine Zustim­
mung geben will, bitte ich die rechte Hand zu erheben. 
- Gegenprobe! - Stimmenthaltungen! Angenommen bei 
8 Stimmentha ltungen (7 Stimmen der KPD. und eine 
Stimme der DP.). 

Wir kommen nun zur dritten Lesung . 

Icl1 eröf!ne die Besprechung und rufe auf Abschnitt 
l_, 2 und 3, Einleitung und Überschrift. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. kh schließe die BesprE'('hung. 

Wer für die Annahme dieses Gesetzes In dritter Le­
sung ist, bitte ich, sich vom Platze zu erheL<:11. - Gegen­
probe! - Stimmenthaltun~cnl - Gegen 8 Stimmenthaltun­
gcm angenommen. (7 Stimmen der KPD. und eine 
Stimme der DP.) . 

Das Wort hat zur Abgabe einer persönlkh~m Er­
klärung der Abgeordnete WohllE'ben (DP.J. 

A b g. W o h l ! e b e n : 

(Zwischenruf Abg . Betz IKPD.I : Er will erklären, daß 
er nicht Mitglied der Kommunistischen Partei ist.) 
Nein, das ist wahr, das brauche ich nicht zu ver­
schweigen. - Ich habe mich deswegen der Stimme ent­
halten, weil ich es nicht verantworten kann, einem Ge· 
setz zuzustimmen, zu dessen eingehender Durcharbei­
tung mir nicht ausreichend Ge-legenhelt gegeben wor­
den ist. 

Präsident: 

Wir können nunmehr Punkt 2 der Tagesordnung 
behandeln. Erhebt sich <lagfc'gen Wider.•pruch? Das ist 
nicht der Fall . 

Punkt ?. der Tagesordnung: zweite und dritt~ Bera­
tung eines Landesgesetzrs zur Uberfül.rung der bei der 
politis<'hcn Säub<'rung tätigen Personen In andere Be­
schäftigungen - Druck.,,aehe 11/ 693. - Das Wort hat ... 1s 
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Rlttersparher (CDU.L 

A b g. D r. R i t t er s p a c h e r : 

Meine Damen und Herren! Mit d<'m vorliegenden 
Gesetz erfüllen wir eine Ehrenpflicht gege nübet· den­
jenigen Personen, d!e steh bei der Durchführung der 
politischen Säuberung selbstlos zur Verfügung geRtellt 
und oft unter schwierigen Verhältniss1:n ihre P!Ji.::ht 
erfüllt haben. Ja, nicht selten haben sie erhtbliche Kri­
tik und sogar persönHehe Anrempelungen über sich c•r­
gehen lassen müssen. Für diese Personen muß selbst­
verständlich nach Ab.;;dlluß der politischen SflubP.rung 
irgendwie gesorgt werden. In Betracht kommen in un­
serem Land ungefähr 927 Personen, wobei zu unter­
scheiden ist zwischen denjenigen, die von Beh-1rden · 
zur Verfügung gestellt worden sind . Das sind im gan­
zen ungefähr 290 Personen. Die.;;e 290 Personen kom­
men ohne wi'iteres wieder in ihr früheres Dienstver­
hältni.'! zurück, es bleiben ungefähr 600 Personen tibrig, 
für die gesor~t werden muß. Eo< wlrd erwartet, dRß 
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auch sie in ihr früheres Arbeitsverhältnis wieder über­
nommen werden. Immerhin ist es denkbar, daß es dem 
einen oder anderen Arbeitgeber einfallen würde, ihn 
aus besonderen Gründen zu entlassen, ihm zu kündi­
gen. Man weiß ja, daß hier auch solche Bestrebungen 
im Gange sind, daß es vor allen Dingen Menschen 
gibt, die diesen Menschen mit gewissen scheelen Augen 
begegnen. Es darf nicht vorkommen, daß solchen Per­
sonen gekündigt wird. Deshalb ist die Schutzbestim­
mung in dem § 1 Abs. 3 eingebaut. Im Gesetzentwurf 
war zunächst ,eine Schutzbestimmung von 3 Monaten 
vorgesehen. Der Hauptausschuß hat einstimmig be­
schlossen, diese Schutzvorschrift auf 1 Jahr zu er­
höhen, denn den bei den Säuberungsbehörden bescliät­
tigten Personen, die nicht in iihr früher~s Arbeitsver­
hältnis zurückkehren, kann auf Antrag eine Zusiche­
rung erteilt werden auf 'Übernahme in den öffent­
lichen Dienst, allerdings nur dann, wenn die in § 4 
vorgesehenen Voraussetzungen vorliegen. 1)ber die Er­
teilung dieser Zusicherung entscheidet eine Kommis­
sion, die aus den Vertretern der einzelnen beteiligten 
Ministerien zusammengesetzt ist. Die Durchführung der 
Unterbringung obliegt dem Herrn Innenminister als 
Beamtenminister. Während der Zeit der Nichtbeschäf­
tigung kann diesen Personen aui Antrag ein . Unter­
ha]tszuschuß als Übergangsgeld gewährt werden. Der 
Aussclluß hat hier in § 5 Abs. 2 zur Beseitigung etw.=ii­
ger Zweifel hinzugefügt, daß dieses Übergangsgeld in 
Höhe von 100 DM monatlich gewährt werden muß. In 
den ihnen nachträglich zugegangenen Abänderungs­
vorschlägen ist diese Beifügung nicht enthalten. Ich 
bitte Sie, Herr Präsident das besonders vermerken zu 
wollen. (Zwischenruf Präsident: Welcher Paragraph ist 
das?) lm § 5 Abs. 2 muß es heißen; ,,Ist dem Inhaber 
der Zusicherung die Übernahme als Angestellter zu­
gesichert, dann erhält er als Übergangsgeld 60 v. H. 
der zuki.lnftigen Vergütungsgruppe, mindestens jedoch 
100 DM monatlich:' Diejenigen. die keine solche Zu­
.;;ichenmg auf Übernahme in den öffentlichen Dienst 
erhalten können. weil die Voraussetzungen nicht vor­
liegen oder andere persönliche Grünne nicht gegelHn 
sind, werden den Arbeitsämtern zur vorzugsweisen 
Berücksichtigung zugewiesen. Es wird selbstverständ­
lich erwartet, daß die Arbeitsämter sich dieser Perso­
nen besonders annehmen und jeden Versuch un­
ternehmen werden, sie in irgend einem Arbeitsplatz 
unlel'zubringen. Eine Ergänzung hat der Hauptaus­
schuß auch noch zu § 8 einzufügen, ebenfalls um 
irgendwelche Zweifel auszuschließen. Danach findet 
das Gesetz Anwendung auf alle Personen, die infolge 
des Abbaus der Säuberungsbehürden entlassen sind 
oder entlassen werden. Es könnte der Fall vorkommen, 
daß sok'fie Personen bereits entlassen wol'den sind 
schon vor Einstellung der Tätigkeit der Säuberungs­
behörden. Selbstverständlich findet die Schutzbestim­
mung des § 8 auch auf sie Anwendung. Danach wird 
§ 8 § 9. Mit diesen Abänderungen empfiehlt Ihnen der 
Hauptausschuß. dem Gesetzentwurf seine Zustimmung 
zu erteilen. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! kh eröffne die Bespre­
chung. Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Zimmer 
(CDU.). 

A b g, D r. Z i m m e r : 
Meine Damen und Herren! Ich möchte nur hinsicht­

lich des § 4 eine Abänderung vorschlagen bzw. eine 
Anregung zur Prüfung deJ:' Vorlage zum § 4 geben. Im 
Abs. 2 des ~ 4 ist eine Kommission vorgesehen. die die 

Entscheidung hat. Ich glaube, wir können zu dieser 
Kommission das Vertrauen haben, daß sie jeden ein­
zelnen Fall im Intere.;;se des Beteiligten und auch im 
Interesse des Staates gerecht prüft. Wenn wir aber zu 
dieser Kommission das Vertrauen haben, daß sie ge­
rechte und billige Entscheidungen fällt, halte ich es 
nicht für nötig, formell diese Kommission zu binden in 
ihren Entscheidungen an die Voraussetzungen, wie sie 
in Abs. 1 Ziff. 1 und 2 formuliert sind. Es kann z.. B. 
der Fall eintreten, daß ein Mann nur 8 Monate in der 
Säuberungsbehörde war, und hat b€sonders sclivvierigt' 
Fälle mit großer Verantwortung m it entscheiden hel­
fen. Wenn diese Bestimmung aufrecht erhalten b1eib1. 
fällt der Mann „hintendurt'h", wie man sagt. Ich halte 
das nicht für gerecht. Ich glaitbe, man soll hier jede 
7.eitliche B<.>grenzung fallen lassen. 

Die Ziffer 2 sagt etwas Selbstven,tändliches, denn 
man kann dieser Kommission, die das Vertrauen des 
Gesetzgebci-s besitzt, nicht unterstellen, daß sie die 
Voraussetzung der Ziffer 2 nicllt berücksichtigt. Diese 
Zffkr lautet: ,, ... sich während dieser Zeit dienstlich 
11nd persönlich bewährt haben". Das muß bei einer 
verantwortungsbewußten Behördenkommission etwais 
ganz Selbstverständliches sein. Es wäre Mmbrauch 
ihres Amtes, wenn sie andere Bewerber berücksich­
tigen würde. Ich bitte S ie, meine Damen und Herren, 
der Strcict,.ung zuzustimmen, und zwar 1., 2. von c) 
bis Ziffer 2 einschließlich. Ich glaube, das wird dei­
praktischen Anwendbarkeit dieses Gesetzes nur för­
d<>rlich i::<>in . 

Präsident : 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. lch rutE 
nunmehr auf die §§ 1, 2, 3, 4 und lasse zunächst ab­
stimmen über den Änderungsantrag des Abgeordnet,=n 
Dr, .Zimmer zu § 4. Wer für den ÄnderungsantJ:'ag de:; 
Abge.ordneten Dr. Zimmer zu § 4 ist, bitte ich um 
Erhebung der rechten Hand. - Die Gegenprobe. -
Stimmenthaltung. - Angenommen bei 6 Stimmenthal­
tungen. Ich rufe auf die §§ 5, 6, 7, 8, Einleitung und 
überschritt. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Besprechung. Wir lassen das Gesetz in der 
mm geänderten For m zur Abstimmung kommen. Wer 
für dieses Ge.etz mit den vorgebrachten Änderungen 
ist, bitte id1 um Erhebung der rechten Hand. - Die 
Gegenprobe. - !,.ngenommen bei 5 Stimmenhaltungen 
der Demokratischen Partei. 

Wir kommen zur dritten Lesung. Ich eröffne dk 
Besprechung. Das Wort hat der Abgeordnete Neu­
.meys>r (DP.) 

Abg. Neumeyer: 

Ich möchte zur Stimmenthaltung dt2r Demokratischen 
Partei eine kurze Erklärung abgeben. Wir haben um 
deshalb der Stimme enthalten, weil wir das Geisetz 
erst zttg<.>stellt bekamen und wfr die finanzielle Trag­
weit~ dieses Gesetzes noch nicht übersehen können. 
G~de"· d1~·· 'finanzielle Lage unseres Landes erfordert 
jc,tzt äußez·ste Einschränkungen. Aus diesem Grund~ 
haberi wir es für richtig i;ehalten. un~ de:r Stimme :>:11 
enthalten. 

Prä~ldent: 

Ich rufo auf die§§ 1, 2, a, 4, 5, tl , 7, 8, !/. Einleitung 
und überschi'ift. Wer dem Gesetz in dritt.er Lesun~ 
mit den vorgc&'hlagenen Änderungen SE!ne Zustim­
mung geben will, bitte kh. sich vom Platz zu erheb«n. 
Die Gegenprobe: Das Gesetz. ist angenommen gegen 
4 Stimmenthaltungen der Demokratischen Partei. 
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Meine Damen und Herren, ich schlage vor, daß wir 
den noch zurückgestellten Punkt der Tagesordnung, 
und zwar die Beratung eines Landesgesetzes zur Än­
derung des Selbstverwaltungsgesetz.es ain Schlusse det· 
Tagesordnung abwickeln, weil die Anderungsdruck­
eachc der Demokratischen Partei noch nicht. hier ist. 
Ich bin aber auch einverstanden, wenn wir die Sache 
sofort erledigen, sobald die Drucksache verteilt ist. 
Wir kommen zu Punkt 9 der Tagesordnung: Antra~ 
der Fraktion der DP .... 

Der Herr I'nnenmini5ter hat das Wort: 

Innenminister Steffan: 

ich möchte dI"lngend bitten, diesen Punkt nicht bb 
zum Schluß der Tagesordnung zurückzustellen. Wir 
müssen heute noch den Dienst.stellen draußen Be­
scheid geben. 

Präsident · 

Wlr kommen zu Punkt 9 der Tagesordnung: Antrag 
der Fraktion der DP. betr . .Xnderung des § 10 Ab~. l 
des Landesgese>hes vom 10. Juli 1948 über Änderung 
des Elnkommenstcuerge~etzes In der Fassung vom 
13. September 1947 - Drucksache 11/592-. Das Wort 
hat Staatsminister Dr. Hoffmann. 

Staats mini s t er Dr. Ho!! man n : 

Meine Damen und Herren! Dem Antl'ag lie~t nichts 
anderes zugrunde als ein Druckfehler, der in der 
Setzerei des Gesetz -und Verordnungsblattes vorgc­
Kommen ist. Es hätte des parlamentarischen Aufwan­
des eines Antrages hier in keiner Weise bcdur!l, um 
zu dem. g_cwünschten Ergebnis. zu kommen. Die Be­
richtigung ist von uns bereits veranlaßt. Ich :;;telle an­
htJitn, den ebenso unschädlichen wie überflüssigen An­
trag zurückzm:lchcn. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Wohlleben (DP.). 

A b g. W o h 1 1 e b C n ; 
Ich glaube, der Herr Finarnmüuisler isl hier dnem 

Irrtum verfallen. Die Druck:;ache, die dem Landtag 
vorgelegt wurde, enthielt den Druckfehler, dessen Be­
richtigung heute beantragt wil·d. Die Staatskanzlei hat 
darau!hin an die Demokratische Partei ein Schreiben 
gcrh:nttJt, indem sie bat, zuzuslimmcn, daß die Berich­
tigung des Druck!chlers doch in Form einer Berichti­
gung des Verordnungsblattes erfolge. Bei dieser Ge­
le<r~nheit hat dle Staatskanzfoi e[nen anderen in dem­
E!elben DruckfC'hlcr bereits noch bestehenden Druck­
fehler übcrsehcn, also auch nicht mit der entsprechen­
den Sorgfalt gehandelt, wie man das von der Staats­
kanzlei erwarten konnte. Die Demokratische Fraktion 
legl aus grundsätzlichen Erwä1;;ungen Wert darauf, 
daß Fehler, die aur Veranlassung eines Ministeriums 
im Landtag beschlossen werden, auch durch Beschluß 
rückg~ingig gemacht werden und nicht einfach durch 
eine redaktionelle Änderung. 

2. Vizepräsident Weber: 

Wird das Worl weiter gewünscht? Wenn nicht, korn„ 
mcn wir zur Abstimmung. 

Wer dem Antrag zustimmen will, bitte ich die rechte 
Hand zu erh~llen. Danke! kh :;teile fest, die über­
wiegende Mehrheit stimmt zu. 

Ab g. Wo h 11 eben zur Geschäftsordnung: 

Dann stelle ich den Antrag, daß dieser Antrag dem 
Finanzausschuß überwiesen werden soll, damit er die 
richtige Form findet, in der diese Vorlai;le einitebrnc-ht 
werden kann. 

2. V i " <: p r ä s i d e n t W l' b c r : 

E~ i,ct Anu·ag gestdlt. den Antr&g dem Finanzau~­
~chuß zu überweisen. 

Wr.cr, dem :1.Utitimmen will, bitte ich, die rechtt:' Hand. 
zu erheben. Danke,! Das ist die überwiegende Mehr­
heit des Haust':.~ (Zwisd!.enru! Staatsminister Dr. Ho!!­
mann: Ich will die Besc:hlußfätiigkeit des Hau.~e:, nkh!. 
anzweifeln!) 

Wir kommen :1:u Punkt 10 der Tagesordnung, An­
trag der Fraktion der C'DU, betr. Rcblausbekämpfupr; 
- Drucksacl!.c 11/594, 673. 

Berichterstattn ist Abgt-ordneler Wet,wl !CDU). 

Abg. Wetze 1 : 

Au.f Grund des Antrages 11;5!!4 hat :.<ich da;, Hohc 
Haus mit der Frage beschäftigt und den WunH·h :..!l'.'­

nabt, den Ant.ra~ dem Agrarpoliti:;chen Ausschuß zu 
übcrwdsen. Wir haben in eingehenden Beratungen im 
Agrarpolitischen Ausschuß Aufklärung über diese Ma­
terie geschaffen, und ich möchte Ihnen ganz kurz dil· 
Begründung des nunmehr Ihnen vorliegendl'n neu1"1 
Antrages Nr. II/ 673 geben: 

Die Frnge der Bek ;Hnpfung der Reblaus i~1 derart 
tief in die Belange des Stac1bhaush1c1ltt>s eingreifend. 
daß unter allen Umständen raschesten"' Mittel und 
Wege gefunden werden müssen, um dieser drohenden 
Gefahr Einhalt zu gebieten. Be~onders die Provim 
Rheinhcsscn, die Pfalz. die Ober- und Mittelmosel sind 
derart gefährdet "·on der Ausbl'eitung der Rt„blaus, 
daß, wenn nicht jetzt schnell di<' nötigen Vorkd1nrnger1 
getroffen werden, in kür;,:~'~\er Frist mit der Erledi­
gung dieser Weinbaugehiect' in t>inem flehr hoht·ri Pro­
zentsatz :iu l'echncn ist. 

Durch di~ Kriegs- und Nachkriei,.sz.t:it bedin~t. 
wurde nicht mit der Sorgfalt in der Übcrprürunti der 
Weinbaugebiett• aufgetrC'ten. wie es notwendi~ ge­
wesen wäre. Darüber hinaus konnte die Verbreitu~ 

• der Reblaus einen Umfang annehmen. der heute bereits 
eine Reihe von Gerncinden fast ihres ganz~'n Wein­
baues bc!'aubt. Wir, die wir von Jugend auf in diesen 
Gebieten wohn!.?n, besonders wir Rhcinhcsi,.;en, die dm 
stärksten betroffen sind, wir haben uns auch wäh­
rend der Kriegszeit ganz aktiv betätigt, neue Metho­
den auszuarbt:>ilen. um der Aufstockung sowohl wit• 
der Bekämp[ung energisch zu Leibe rücken zu kön­
nen. Und wenn es uns im letzten Jahre gelang. durch 
neue Methoden länger mit dem Be~tand un~i;:res Wein­
baues arbeiten zu können. trotz.dem e-ine Verseuclmni!. 
bereits eingetreten ist, ~o haben wir dadureh erreicht. 
daß dem Mangel der Sthädlingsbekämpfungsmit!el, 
besonders SchwefelkohlenstuH, ein Gegengewicht l!nt­
gegengestellt wurde . Und zum anderen ist ('f uns 
gelungen, durch eine neue Methode der Hc-ranzumt 
der Veredlung auf amerikanischcr 1·cblausftstcr Unter· 
lage durchzuführen, die garantiert. daß der bisherig1;:: 
Anwachs-Prozentsatz dil>;H Veredlung von 30 bis 40 
v. H au! 90 bi.s 95 v. H. nach oben getriehen werden 
kann. Diese beiden Methoden sind aber nur dann in 
voller Anwendung zur Durchführung zu bringen, wenn 
es uns gelingt, rasches.tens in den Besitz dc-r nötigen 
Mittel zu kommen. Wir als die Vertreter des \Vein­
baues sind uns klar darüber, daß sowohl dem Land 
wie der gesamten Landwil't!<chaft niC'ht zu~emutt>t wer-
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d,m kann. jetzt die nötigen Mittel frei und flüssig zu 
machen . Wir haben aber auch erkannt. daß sich der 
Weinba•.1 durch <lie Ereignisse der letzten Monat.e vor 
und nach der Währnng,;reform eine derartige Geld­
flüssigkeit verschaffte, daß wir unter allen Umständen 
~rkennen müssen. -daß es ein Akt der Selbsthilfe sein 
kann, und um in dieser gcldflüssigen Zeit ermutigen 
muß. die ~rsten Ansätze zu machen und damit dk 
MittP.l zur Verfügung zu stellen zur Bekämpfung der 
drohP-nden Gefahr. die je über den Weinbau herein­
geb1·,:,d1P.n war. Diese Erwägungen. gaben Veranlas­
;;ung. füiß Aich der Agrnrpolitische Ausschuß. dem au;,; 
:den KrE-isen der Vv'inzerschRfl, aus den Kreisen des Wein­
handels und aller sonst im Lande Rheinland-Pfalz 
intere:;;sterten Stellen Vorschläge zugeleitet wurden, 
und daß auch dt•r Weinbeirat der Landesregierung sich 
;nit der Aufgabe befaßt<:. so daß auf Grund alle1· Ver­
t-andlun~en de!' Agrnrµolitische Ausschuß zu der For­
mulierung d<:s Antrages Ili6n sich veran1am sah. 

M-'ö!in~ Damen und Herren! Wir erwarten, daß der 
Landtag dem Antnig zuslimmt, daß wir alle in aller- · 
kürzester Z<'il über einen Betrag von 9 Millionen DM 
verfügen W<~rden. der un8 in die Lage versetzt, rasch 
die ani;(edeuteten Methoden .z:ur Anwendung zu brlu­
,;en und dadurch der droh<>nd1~n Gefahr einen Einhalt 
zu gd)i~ten h.h bitte Sie deshalb, dem Antrag II16T\ 
wit' er lhn,,n vot'liegt, zuzustimmen, damit rasch die 
lWl'<a'i!;; geleisteten Vm·arbdlen Gesetzeskraft erlang~n 
und die - Mit!('! au» den dcn:dt flüssigen Mitteln der· 
Wim:f:"r h,_•1..- itg,~,:ldll wt>rd<>n zut· Bekämpfung dc~­
Reblaus. 

::!.. V i 7. , . p 1· l:i s i d e n l W e l.:i e t' : 

Sit;> habl:'11 die Ausführungi>n .d~s .Bel'ichtersta\l~t's, 
.-\bgeordne1en Wetzei. ge!ho1't . 

\.\' :: r dem Antrag zu,;tümrnm will, bitte ich, die rechl'i 
Hanct zu ,~rhebcn." Danke! Einstimmige Annahme! 

\Vlt· kommen :tu Punkt 11 ller Tagesordnung, Antrag 
der Jl'raktion der SPD, betr. Einsetzung einer Kommis­
sion 7.Ur Behebung der Not und Förderung des Wfo­
derauibaue~ in der roten Zone - Drucksache U /5ll3/67S. 

Abg<·or-dneter Roth (SPD.} ist Berichte1·,;t<1.tler. 

Zlll'11f : Ab!', Bus l'. h m ci n n zur GeschäHso1·dnun~ : 

\'ielle1cht dar( ich darauf hinweisen, daß :tur Zeil laut .., 
G•.·$<-hiHt~o1·dnung da:; Haus niciü bc.;;chlußfähig isi. 

/Der 2. Vizeoräsident Web~1· veranlaßt, daß die ~b­
\\·,,;c,:•rnien Abgeordneten wi~der in den Sitzungssaal 
:T.LH'lkkkehren.l 

A IJ g. Roth : 
Meine Damen und Herren! Der Sozialpolilis<·he Aus­

~d·,uß h,H in seinet· Sitzun~ vom .29. Oktobel' den An­
trao cier ,;;ozialdemo'kratischen Fl"aktion (Drucksache 

IIiii~3) beeaten. An den Beratw1gl'!n beteiligten sich 
außerdem noch die Herren Abgeordneten aller Frak­
tionen der Grenzkreise des Landes. Die Berid,1.e der 
Abgeordneten zu den einzelnen Problemen und di€' 
Notlage der Bevölkerung in den von ihnen vertre te­
nen Grenzgebiete~ bildeten die Grnndlage zu dem 
Antrag des Ausschusses, den er in der Druck!<acl1(, 
Il/67:'l dem Hohen Hause heute zur Annahme vorlegt. 

Die Bevölkerung del' GL·enzkreise im Regie1·ungs­
lJem·k Trier, wie auch die der Grenzkreise im Süd0n 
und Südwesten der Pfalz leidet unter besonder-~r 
Gri:'nzland11ot. Die Kriegsvot·bei·eitungen hatt.en im 
Zuge dl'!r Berestigungen ,d.en. &wohnem d~r 
Rott}!l ZO!w bereits beachtliche .f'lächen fruchtbaren · 
v·k':'riand'-";: weg·g,::nomm~n. Die durch den Krkg~au,-

brucq. erfolgte Evakuierung mußte die Bevölkerung, 
unter Zurücklassung ihrer Hausratseinrichtung und 
Betriebseinrichtung, auf Monate hinaus von iht·er Hei­
mat fernhalten. Die Besetzung durch die damaligen 
deutschen Truppen verursaC'hte bereits große Schäden 
an G!lbäug~n, _ Hausrat. und Betriebseinrichtung,m. 
Dai·über hinaus hat man aber bereits im Jahre 1940 
unter der 'pevise „bcutschland muß schöner werden'· 
noch ganze Dörfer umgelegt, und wir haben heute 
morgen in diesem Zu:,ammenhang über ein Gesetz be­
raten, wclct,.~ . nun auch dieser Sachlage Rechnung 
tragen soll. 

In vielen Gemeinden der Süd- und Südwestpfäl:-. 
stehl"n di0 Bewohner vor ihren auf diese ganz über-­
mütige · ·Art. entstandenen Trümmern Mit dem Zu­
sammenbnich der deutschen Armeen im Westen im 
,TahrP 1944 kam neue Bedrängnis über die Bevölke­
ri.mg dort . die wescntlich über das Maß der allgemei­
nen ·Kriegsno't hinausging: Monatelanger Beschuß der 
Gemeinden und .. Städte, Luftangriffe mußten die Zer­
störungen bringen, die im Rahmen der durch den 
Krieg verursachten . ZerstöNngen der Städte und Ge­
meinden, im Innern des Landes gesehen, jedenfalls 

. dort jP.;1 _G~1.1zg~pi,et r;ioch besonders eindrucksvoll und 
nothinweisend wirken. Wenn die Zerstörungen der 
Stäqte .1.U1Q , Döder im Innern des Landes schon ver­
himgnisyoll~ . Folge~ zum Nachteil der Bevölkerung 
haben. so kann behauptet werden, daß die Folgen del' 
Zerstörung in den Grenzgebieten noch nachhaltiger 
wh·ksa.m „geworden ,; ind Vor allem besteht der Nach­
teil .der Bevolkerung der Grenzgebie1•: darin , daß die­
Bese i tigung dt;i- Zerstürungen und dt•r Wiederaufbau 
noch vid · langsamer vor ~ich gehen als im Innern 
cl<:!'.·· I,::in'des. Vo!' allen Dingen bedingt durch eirn~n 
Hauptmangel, insbesondere vor der Wähnmg;:umstel„ 
lung, daß nämlich <'!'ie Verkehrsvi:,rhält.nissf' es unmii;(­
lich. m3cht.cn, die erforderlichen Materialien dorthin /.U 

hekommen. Weitab gelegen von den :r.entral<>n V'C',·­
sorgun~ssLellE'n, kam,.m die Grem:.gemeinden nu1· in 
geringem Umi'.a11~ zum Zugt.'. 

H~ute ni1d1 der Währungsumstellung sind es ,_ l '. l' 

l"inanr.lell""n Schwierigkeiten. die in den Grem:.genwin­
den- noch viel gröiler sind, als in den Gemeinden im 
rnncrn dt>s Land1;.,s, vor allen Dingen wiederum durcn 
die: Zerst ;irungen bedingt, Der übt' rmäßig hohe Au~­
fall d~r Grund~11!uern und Gcwcrbei;teuer führte bE.'i 
df'r Zuteilung tkr Ausstattungsbef.räge bei der Wäh­
Tll'tlf"(l':lim~t~lltmii! rlazu. daß gerade die notleidenden 
Gemeinden dort besonders im Nachteil waren. Dazu 
kommt noch. daß sich nun dies<:r Steuerausfall au<.'h 
.tetzt im verstärkten Umfang0 fortsetzt, wobei a!s 
Dritk'-' 1.u l:if>i:tditt>n b;t. daß gt)rade diese Gemeinden 
die ~rhühlen und besonderen Aufgaben. insbesonder~ 
1m:··icti'nb'Jick„ ;iuf . dil:' Wied~rherstellung ihrer Schulen 
und sonstigen Einrichtungen bcsond€'rn zu E>rfüllen 
haben und dadur<.'h bdastE>t sind. 

'Meine''o'äme'ri und Herren! Der Ausschuß war skh 
darüber li:Iär,' daß all' das, was in vielen Btcratung,,n 
dw:ch .. w.e ~i.n~lrien Abgeordneten vorgetragen wurde. 
de,r. ~~~U$l{cit .entsp;'icht und daß als Ergebnis dt•1· 
All3s~;q3,che festgestellt werden muß. daß unter allen 
Umständen hier eine Hilfe eintreten muß. Diese Hilfe 
muß . vo.n .allen beteiligten Ministerien geleistet wer­
de'n, ur~d ~ ist deshalb notwendig und erforderlich, 
daß :.!:Ur übcrpr üfung der besonden•n Verhältnisse in 
den einzelnen neztrken ein ents-prechender Ausschuß 
€'ing(~eU:f' wird. Der sozialpolitische Ausschuß hal 
deshalb ersucht, einen 13er-Ausschuß des Landtages 
einzusetzen:. der mit den einzeln-en · Fa<'hminist.crit>n 
1ruhlung nimmt , um diesen notleidenden Gemeind~n 
·un'd iht'-ä?-r BevölkPrung im Gren~gebiet zu helfen. 
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Eine nicht unbcachtllche Frage, die hiermit im ZP­
sammenhang steht, ist vor allen Dingen auch die Ver­
sorgung der Rentenempfänger, .die als ehemalige 
Grenzgänger heute in diesem Gebiet noch unbeirit­
dlgt sind, d. h. noch nkhl einmal wissen, wie sie zu 
der kleinen Rente oder Versorgung, die ihnen na<'h 
dorthin zusteht, kommen sollen. 

Es :sind au! <l.llcn Gebieten wirt:scha!tlichen Lel>i:n:s 
Notstände vorhanden, die einer unbedingten Abhilfe 
bedUrfon. Wenn wir uns auch darüber klar sind, daß 
auch die a'usgebomhten Bewohner im Innern des L;in­
c.les schwer zu leiden haben, und auch diesen beson­
dere Hilfe werden muß, so steht aber fest, daß die 
Grenzgemeinden immer und immer wieder dann, winn 
Kl'iegc heraun:m:;chworen werden, sowohl schon bd 
deren Vorbereitungen als auch später bei Tragung der 
Folgen besonders benachteiligt und belastet werden. 

Der Ausschuß bittet desbalb das Hohe Haus, dem . 
Antrag zuzustimmen un deloen entsprechenden Aus­
schuß, einen 13er-Ausschuß, zu berufen. 

2. V i z e p r ä s,i d e n t W e b e l': 

Meine Damen und Herren! Sie haben dtn Bericht 
gehört. Es ist Antrng gestellt, einen Ausschuß zu 
bilden. · E::; kann die Sache so vorgenommen werden. 
daß die elru:elnen Fraktionen dem Hohen Hause diP 
einzelnen .Mitglieder benennen. Wer dafür ist, bitte 
ich die rechle Hand zu erbeben. Danke! Einstimmige 
Annahme. 

kh eröffne die Aussprach~·. Dal' Wort hat der Ah­
geordncte Griesbcck (KPD). 

A b g. G r ! e s b e c k : 

Meine Damen und Herren! Die Not der Grenzlande 
ist zugleich auch eine 'politische Not, und die Folgen 
einer solchen Not müssen wohlweislieh überlegt wer­
den. ·11.h glaube, mich nicht deutlicher · ausdrücken ·1..u 
brauchen. Wenn Sie jene Gegenden besuchen, die frü­
her mit zu den schönsten unseres Vaterlandes ge­
zählt haben, ~ 'wissen Sie plötzlich nicht mehr, daß 
Sie einst in blühenden Dürfern und einer herrlichen 
Gegend, in der schi.intiten Gegend unserer Ht:"imat 
wandeln konnten. Die Straßen, auf die "Sie dort hin­
treten, sind rilchl mehr irgendwie feste Wege, sl.c,·glei­
chen einer Ansammlung von Schlaglöchern, und Ihr 
Wagen wird von dieser einen Fahrt mehr Schaden 
erleiden, als wenn er ein Vierteljahr aur einer guten 
Straße des Inlandes benut~t wird Sie sehen noch dort . 
heute, drei Jahre nach dem WaffenstilLltand, Bauern. 
die in Baracken hausen, die sich mühselig Stallge­
bäudc aufgebaut haben, weil nad1 dem Prinzip des 
Bauern zuerst das Vieh gut untergebraeht sein muß, 
bevor er an sich denkt. Irgendwelche Scheunen, in 
denen man den Ernteertrag, den er im Schweiße seines 
Angesichts gesät und nach Hause gebrad1t hat, untel'­
bringen kann, sind größtenteils noch nic:.".lt vorhanden. 
Das Gelt'eide liegt mit dem Halm auf großen Haufen 
geschichtet. Wenn man das Glück hat und das Wetter 
gut ist, besteht die Möglichkeit, daß es noch ausge­
droschen wird, sonst sind die Bauern gez,•vungen, es mit 
den Körnern zu verfüttern oder als Einstt'Cu zu be­
nutzen. Der Viehbestand lst zum Teil durch die Eva­
kuierung, zum Teil durch den Abtrieb der dE.>utsch•!ll 
Armee schon ganz' erheblich reduziert, zum Teil auf 
ein Minimum besclll'änk.L Er hat sich wohl in der 
let.ztcn Zcüt elwas gehoben, aber die Qi1alität des Viehs 
läßt .noch unerhört zu wünscht:n ilbdg. Wir haben, wie 
Sie ·sich vorstellen können, aus dem Inland nicht ge­
rade das allerbeste Vieh au! dem Wege des Austau­
sches ,erhalten können und bemühen uns jetzt, aus 
diesem Vieh einen elnlgcrmaßcn erträglichE>n und nen-

nenswerten Viehbestand heraus.;;u.z.fü:hlt"n . Auch dit' 
Züchtungsaufgaben sind außerordentlich schwierig. 
Zum Beispiel ist der Kreis Bitburg wt:>it berühmt im 
rheinischen Land wegen seiner Viehzucht. Aber dfo 
Ortschaften an der Grenze haben noch lange nicht dit· 
nötigen Zuchtbullen, und cfü· Krankheiten, die in den 
vernachlässigten Kreisen durch den Krieg innerhalb 
des Viehs eingerissen sind. sind in einzelnen Kreisen 
und Bezirken derart erhd>liC'h. daß m::1nehe Bauern 
seit Jahr und Tag keine Nachzud1t mehr in ihn: 
Ställe bekommen hab~n und daß der Tierarzt jahr­
aus. jahrein täglicher Gast auf ihl'1:"ll1 Hof ist. Zu det· 
Not der Einzelnen, die id1 noch lange nit'ht genug und 
ausführlich geschildert habe. tritt dann die Not der 
G€meindcn. Dle Brücken waren auf dem Rückzug der 
deutscht'n TruppC'n gesprengt und unbrauehb;;r ge­
macht worden, die Ersatzbrücken. die zum Teil von den 
nachrückenden Siegern aufgerichtet ,vurdcn, sind .zum 
Teil inzwisc:lwn 'v>'ieder abmontiert worden oder w~r­
den ho:utt!, nach drei Jahren, wieder abmontiert, so 
daß wir allmählich wieder Zustände bekommen, wie 
sie wenige Tage vor dem Einmarsch der Besatzungs:.. 
truppen herrs<.:hten. Zum Bcispit:>1 hat der Ort Wiß­
mannsdorf in den letitt'n ,:1cht T,:1gen, die von den 
Amerikanern notdürftig errichtete Brücke demonHcrt 
bekommen. Die Brücke i~I unbrat1<:hba1·, und die B('­
wohncr müssen riesige Umwege machen. Warum dieS(' 
Brücke nicht erhalten werden konnte, ist mir per­
sönlich ein Rätsel. Die Gemeinde Oberweis hat !asl 
sämtliche Schulen ihre:; Arnlsbnirkes zers.tört, zurn 
geringen Teil sind sie notdürftig wieder instand;s••­
setzt. Um aber den Schulbetrieb wieder voll in Gang w 
bringen, sind vier- oder fünftausend Mark allein für 
die Gemeinde Oberweis nötig. Infolge des geringen 
Grundsteueraufkommens und der sonstigen geringi."n 
Steueraufkommen ist die Gemeinde unmöglich in der 
Lage, ihren Etat auch einigermaßen auszugleichen. Es 
ist also keine Möglichkeit gegeben, irgendwie \'OU Sei­
ten der Gemeinde aus der einzelnen Bevölkerung ~u 
ht:-lfen. Dazu kommt dann noch eine teilweise geradezu 
grandiose Verständnislosigkeit der Behörden und Re­
gierungsstellen. kh l'tellc fest. daß zum B('[spicl dem 
Kreh; Prüm die Vit:hablie[erung auf Grund der Not­
lage als Grenzkreis erlassen wurde. Man hat sich aber 
dann ganz einfach schlicht zu helfen gewußt, indem 
man das, was man dem Kreise Prüm schenkt':' , eincrn 
ebe~o sehr geschädigten und au.!:gepowerten Lanc'l­
kreis, dem Kreise Bitburg, auf ~eine Viehablie!erung 
aufbrummte und um 60 dz erhöhte. Die Stadt Bltbucg, 
die zu 85 v . H. zerstört i:st und der eine weih:re Woh­
nungsbeschlagnahmt>, wie ich in _der letzten Sitzung 
kurz andeutete, dadurch droht, daß beabsichtigt ist, dk 
Kommandantul' vun Kyllburg nach Bitburg zu .ver~ 
legen, wodurch eine ganze Menge n<.>ucn Wohnraur1ii 
bearupruC'ht würde. Diese Stadt Bitourg, <He al~u 
bauen ,ollle, wird von allerhöch.slt>n Regierungsstellei, 
msofern unte1·itüld, als man ihr eine Auflagi: zur LiP­
ferung von 1400 fm Eichenholz, de:; letzt en Eichcn­
holzb,:;;,tandes. über den der Stadtwalci noch verfügt. 
-ein.fach aufoktroyierte und sie somit zwang.. die letzten 
Möglic:hkeiten und die lctzkn Mittel, dil' sie iür d ·•'l 
Au(bau ihrer Stadt be:a.aß. einfach zur Ablieferung f,,1 

Pine französische Holzfirma zu bringen. 

Meine Dnmen und Herren! Si!:' wissen somit. daß ts 
unbedingt notwendig und erfordc-rlich i~t, daß ei!l 
Ausschuß, der sich aus allen Parteien zusammensetzt 
die Angelegenheiten des Grenzlandes dringend in die 
Hand „immt und mit mehr Recht und Gerechtigkeit 
regelt. Wir versdlließcn u.ns rikhf der Tatsache, daß 
audl im Inland große Städte zerstört sind, daß auch 
die Not dieser Stadtbcwohn~r unerhört groß ist, abl.!r 
die Not <les Grenzlandes ist von einer ganz besonc'lerr'n 
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Bedeuwng. wiE:' ich schon eingangs meine1· Ausführun· 
gen fest.~tel!te-:· da sie aueh politisch irgendwie gewertf't 
w~t'df'n nv1ß. · 

2. V i 1. ~ p r ä s i d e n l W e b e r : 

Das Wm·t hat der Ahgeordnete .Jacobs (SPD.). 

Ab g. ,J ~ c ob s : 

Meine Damen und HetTen! Die Art der Behai1dlung 
dieses Antrages und die einstimmig erfolgte Annahme 
des Vorschlages des Aus!<clms~s hätte die Ausspracht> 
et·übrigt, nicht wletzt deshalb. weil wohl keiner der 
Abgeordneten aus diesem Saat nicht über die beson­
deren Nöte der Grenzkr.eise informiert gewesen war. 
fch habe die Befürchtung. daß, wenn solche Angelegen­
heiten über ihr sachliches Maß hinaus Gegenstand von 
Deba\te n:-ind, die Quali1ät der Klagen in ihrer Wir­
kung herabgemindert wird. Da der Antrag auf Ein­
~tzung des Ausschusses einstimmig angenomm~n 
wut·•.h~. erübrigt sich nach unserer Auffassung jede 
weit~rl;! Auslassung, nicht zuletzt deshalb, weil jeder 
Abg~rdnete mit der Not der Grenzkreise vertraut ist 
und füp Ah:-i<:'h1 hat, mit Rat und in der Praxis zu 
hP.lf'i'f' . 

2. V l ,; e prä s i den t Weber : 

Das Wort hat der Abgeorc\nc~te Selzer !DP.). 

~\ b g . Se [ ;i: ,i r : 

Meine seht· vererbten Damen und Het·ren! Auch die 
Demokratische Partei ist der Ansicht, daß man mehr 
arbeiten als reden soli. Ich möchte ganz besonders noch 
clat·auf hinweisen, daß die Not so ungeheuer groß ist 
in den Grenzgebieten, daß wir endlich zu einer durch· 
greil'enden Hilfe kommen müssen. Unsere Partei ist 
daher der Auffassung, daß vor allem in dem neuen 
Ausschuß die Sache so beschleunigt, daß greifbarP 
H:rgebnisse schnellstens erzielt werden und unte1-;;ti.it­
zen daher den Antrag. 

2. 'V i z ,~prä s i d ~ n t Weber : 

E:, ist abgestimmt worden über den Antrag betr. 
.\usschußbildung, damit ist der Antrag erledigt. 

Wfr 'kon1•11en zu Punkt 12 der Tagesordnung: Antrag 
der Fraktion der KPD. betr. Zustand der Straßen im 
Kr~ise Bitburg - Drue1ksaclte 11/645. 

D::i~ Wm·• hat der Abgeordn<!'le Fie,icei!Jen (SPD.). 

Ab g . F' i c .k eisen: 

Ed1 würde vo1·::;chla~e1,. die Punkte. soweit sie mit 
den1 Grenzgebiet zusammenhängen. und zwar die 
Punkte 11, 12, 13 und 16, diese gemeinsam zu beal'­
beiten und nach der Berichterstattung dem kommen­
den Gr'!!nzausschuß als Material zu übet·wei,;en. 

2. V i z c: prä:, i den t Web<:: r: 

Es ist der Antrag gestellt w01·deu1 die Punkte 11, 12, 
13 und Hi zu. verbinden. (Zwischenruf! Ich bitte, zuerst 
die Berichterstattung zu hören!) Also Antrag der Frak­
tion der CDU. betl'. Bau einel· P~·m·ei·k~hrsstraß~ 
Trier-Kaiserslautern. 

A b g. D 1·. Z i m m e 1· : 

Wii!nn ich recht verstanden habe, wu1·de bt:antrag;t, 
auch Punkt 16 zu überweisen. Ich möchte. mich dem 
Antrag zunächst widersetzen., Weil das ntcht spezie~l 
dn A;ltrag ist, der unmittelbar eine Kriegsfolge ist, 
etwa in d,·m Sinne wie siE' der Gt·enzausschuß be­
hand<>!t 

2. Vizepräsident Weber : 

Wir können .also die drei Anträge 11, 12 undl 13 zu­
sammetifa.sseh. Dann wird beantragt, diese Anträge 
dem entsprechenden Enquete-Ausschuß zu überweisen. 
Wer dafür ist, bitte ich um Erhebung der rechten Hand. 
- Einstimmige Annahme. Wir kommen jetzt ,;u Punkt 
14 der Tagesordnung: Antrag der Fraktion der KPD. 
betr. Regulierung des Schwarzbacltes zwischen Thal­
eiscltweiler und Riescllweller im Landkreise Pirmaseni; 
- Drucksache ll/456/562/670. - Hier war dem Druck­
fehlerteufel ein Irrtum passiert, es ist in der Tagesord­
nung Antrag der Fraktion der SPD., zur Richtigstel­
lung muß gesagt werden, daß der Antrag von der 
Fraktion der KPD. stammt. Das Wort wird nicht g~­
wünscht. Wer ist der Berichterstatter? 

Abg. Dr. Zimmer: 

Der Be:r:ichterstatter war bestimmt. Ich bitte, die 
Sache zurückzustellen, da der Berichterstatter anschei­
nend hicht. anwesend ist. 

2. V i z e p r ä s i d e n t W e b e r : 

Wir kommen zu Punkt 15 der Tagesordnung: Antrag 
dei:- Fraktion der KPD. betr. Maßnahmen zur B0:käm11-
fung der Sterilität bei Kühen ~ Drucksache ll/646. 

Der Ältestenrat hat beschlossen, diesen Antrag ohne 
Debatte an den Agrarpolitischen Ausschuß zu überwei­
sen. Wer dem Antrag zustimmen will, bitte ich um 
Erhebung del' rechten Hand. Das ist die einstimmige 
Annahme. 

Wir kommen jetzt zu Punkt 16 der Tagesordnung; 
1',ntrag der Fraktion der CDU. betr. Bau einer Fern­
verkehrsstraße Trier~ Kalserslaiutern - Drucksache II/ 
542/677. 

Als Berichterstatter hat das Wort der Abgeordn':!te 
Spies (CDU.). 

Ab g. Spies: 

Meine Damen und Herret1! 0€1· Antrag d~r CDU. 
{Drut'ksache ITiß44) auf Herstellung einer Fernver­
kehr~straße von Trier nach -Kaiseri;lautern mit Ab­
zweigung nach Zwefürücken, welcher dem Hohe::i H ause 
zugesandt wurde, kam in der Sit zung des q.renzlandaus­
s<:husses vom. 29. Oktober 1948 zur Verhandlung. Der 
Ausschuß nahm Kenntnis dav on, daß dm·ch d ie Her­
nuslösung des Saargebietes au.s dem deutscher'! Wirt­
schaftsgebiet die Ver,kehrsverhäl tnisse in <lern west­
lichen Greni.gebiet unseres Landes. unzulänglich gewor­
den sind, da insbesondere die Eisenbahnverbindung 
zwisch~n der im Nordosten gelege,nen Stadt Trier un,d 
der in der Sütlwestecke gelegenen Stacl1. Zweförücken. 
die :früher den kürzesten Weg durch das Sa::;,rgebiet 
ermögilchte, seit der Saargrenzziehung nur über Ko­
blenz durchgeführt werden kann. was eine Strecken­
vedängerung von mehr als 250 km zur Folge hat. Aus 
diesem Grunde erscheint der Antrag auf :Erstellung 
einer Eemverkchr5straße als Ersatz der Eis<mbahn 
berechtigt . 

Der Ausschuß .ist sich auch del' Schwierigkeiten be·· 
wußt, die diesel.' Pl'oblem nach sich zieht, insbesondere 
wegen der schlechten Finanzlage un$eres Landes. Del' 
Sachbearbeiter des Verkehrsministe1·lums gab dem 
Ausschuß vier Pläne· der Re.gierung bekannt. di~ 
bereits ausgearbeitet sind. aber weg= der Höhe <les 
auf;zubring<:nden ;Betrages auf der einen Seite und 
der E'.in.an:znot auf der anderen Seite nur als T~ilstrek­
kena1•beit d.urch~eführt wet'den könn~n. Der Ausschuß 
st;i,mmte den .Plänen zu, jedoch mit dem Er.suchen, daß 
bis zur. ~l\igen Fertigstellung die vorh'.mdenen 
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Landstraßen zwischen Trier und Zwefbl'ückcn zur Ver­
besserung sofort in An.gd!f zu nehmt!n :seien, irisbe­
~ondcrc zwischen Kusel und Zweibrücken. 

Fe1·nt:1· wurde !estge.stelll, daß an der Straß:mkl·eu­
zung bt!im Balmho! Ek:hdschl:!id seit der neuen Saar­
gren.zzk)hung im Jahre 1946 die französische Zollver­
waltung die Ve11bindung zwischen Waldmohr und 
Bedi.llofon. durch Vorverlegen der Zollschranken gegen­
ubcr der Zollgrenze bis nun Jahre 1935 1.mterbrod1en 
hat. Um diese unhaltbaren Zustände zu be.sefügen, 
schlägt der Ausschuß vor, daß Verhandlungen zwischen 
der deutsdlL'll und französischen - Regierung zwecks 
Hcri;tellung des früheren Zustandes geführt werden 
sC>l!en. Bei evtl. Er,gebnislosigkeit :;oll alsdann eine Um­
führun.gsslraße unverzüglicl1 in . Arbeit genommen 
W'erdcn, welche etwa 500 bis 600 m lang wü!'de. Kosten 
filr den Grund und Boden kämen in Fol'tfall, weil das 
Gelände zum · Stammgebiet Eid1elsche-iderihof gehört 
und daher Staatseigentum· ist. 

Nach der AuITassung aller Au.sschußmitgliedct· soll 
der Antrag ·verwfrklichung finden und der Anfang 
alsbald gemacht werden. Das Hohe Haus wird gebeten, 
die Zustimmung da.zu z.u erteilen. 

2.. Vizepr.äsident Weber: 

Ich erö!!ne die Aussprache. Wil'd das Wort ge­
wü.nscht. ;Das .Ist nlcht der Fall. 

E.s ist der Antrag gestellt, das Hohe Haus möge dem 
An1r.ag zustimmen. Wer zustimmen will. bitte ich die 
rechte Hand zu. erheb~n. - Danke! - Einstimmige _An~ 
nahm,:,! 

Wir kommen nun zu Punkt 17 der Tagesordnung: 
Antrag der Fraktion der KPD., betr. BercibteHung von 
erstklassigem S11,atg-ut für die Herbst- und Frühjahrs­
bcstelluna_: 1948/49 • Drucksache 11/647. 

Auch hier schlägt der Ältestenrat vor, c-hne Pebatte 
Oberweisung an den Agrarpolitischen Ausschuß vor­
zunehmen. 

Wer dem -zustimmen wm, möe;e bitte die rechte Hand 
erheben. - Danke! - Einstimmige Annahme. 

Wir kommen zu Punkt 18 der Tagesordnung: An\rag 
~r Fraktion d<'r K.l'D. betr. Fonds zur Sofortbezahlung 
bei Viehablieferung in den Kl'elsen M Drucksa-;t>e 11/ 6411. 

Das Wort hat de1· Abg«>rdncte Griesbt-'Ck {KPD.). 

Ab~. Griesbeck: 

Der Antrag ist von eminentet' Wichtigkeit und be­
deut€i, daß n:ich t nur die Bauern unseres Krel.ses . .seit 
einem Jahr au! das Guthaben aus der Viehablieferung 
warten, sondern die .Art, wie diese Bezahlung erfolgt 
und die Tab.ache, daß bei der Verschickung Gewichts­
verluste bis zu !50 v. H. festgestellt werden, zwingen 
unbedingt . dazu, daß !'tl-er eine Regelung im Sinne un­
seres Antr~es geschaffen \Virq. 

2. Vizepräslden Weiber: 

Da.s Wort hat Abgoordneter Heep, (SPD.). 

Abg. He.ep: 

Was Kollege Gr1esbeck vorbringt, ist absolut nichts 
Neues. Ich erinnere daran, daß in diesem Hause _ von 
mlr und von den verschiedenen bäuerlichen Vertretern 
sämillcher -Fi;.aktioncn gerade auf diese Mißstände 
wiederholt hingewiesen worden ist. lch erinnere dar:an, 
daß der Ernährun,gs- und A.grarpolit!sche Ausschuß 
sich mit dieser Sache .slilir cingc.h,e.nd befi;lßt hat. 
· Die größte S~wier!gke'it 'ist die 5ezabluilg -un~ Be­
wertung von Vfohablie!erungen für die Militär-

St?h!a1:hlhöfe. Idl hab~ 1m den Herrn Mtnistt'r für 
Land,;virtschafl und Emä:"mung dte dringende Bittt>. 
diese Angelegenheit im Sinne der BespN'chung -im 
Agrarpolitischen Ausschuß möglichi,t bald zu regeln. 
Es ist heule der Zustand 51}, daß alle bi;u'-'dich:.m· Kreise 
sich weigern, unter dic, E'n Verhältnissen Vieh abiu­
Jjpfern, 1; weg1m de1 un.11:;crechlt>n und 2. Wf'~en der 
.chlechlen und 3. wegen de-r verspäteten Ber.ahlung. 
Wenn wir n'cht in Sch.....,i erig,keiten kommen woH~n 
bezüglich der Viehablit:fernng: für die Militär-Schlacht~ 
höfe, bitte. Herr Lan.dwktsch~ft.sminislt'r, ri:'dt:n Sie 
mit der Militärregierung. daß sc, schr,ell wie möglich 
und so gut wk mö!!lich d ie Ange]Pgf"nhE'it gere-!{elt 
winf. 

2. V i z e p r ä s i d e n t W e b e r : 

Das Wort zu einer Er klärung hat d(•r Herr Staals­
ministe,· Stübingi>r . 

Siaatsrninil;tt'r Stübinger: 

Meine Dam-:-n un::! H i~r r,•n! \Vir ,:;inri un·, v•illkom~c n 
im klaren übc1· die großen Schwiet·igkeiten, die irlSbc­
"ondere bei der Il(;'Lahl ung des V.chcs draußen ent­
steh211. · Aus diesem Grunde steht die Regierung im 
Augenblick vor der Situ.ation , eine völlig neue Methode 
zu entwer.fen, die wir in de r nächsten Zeit der Allge­
meinheit draußen bekanntgeben wollen. Darnach c1·­
streben wir unter allen Umständen. daß es in Zukunft 
möglich sein wird, daß der Bauc.r sein Vieh am Stall 
in bar bezahlt bekommt. daß e'nc Brücke get,cha!f n 
werden muß, die oestimmte gewisse Garantien bietet 

So müssen -z. ,B. aus dem Kreise Prüm, einem über­
schußkreis in der ViEhablieferung:. diese TieN> von 
Prüm im allgemeinen nadl Ludwigshafen und Koblenz 
gebracht werden. Die Tiere s ind 1 ~ Tage untt:rwegs 
wid haben dann in Koblenz soviel Gewichtvet'lu.st. 
denn es \\'ird letzten Endes nötig sein, daß w.ir im In­
teresse der Versor&Ung .der Städte aur d ie Überschuß­
gebiete zurückgreifen -müsi;€n. Es muß letzten Endes 
auch · dahin kommJn, daß w ir die Möglichk<"it haben, 
schon bei der Abnah.m \.' soviel miteinxu.kalkulicren, 
was atn Abgang durchgezogen werden -kann, daß es 
nach der neuen Metho<le> untl:'r allen Um.ständen ge­
lingt, 'Clem Bauern am S tall die- Be-zahlun.i;:- seinei. 
Viehes zu garantieren. 

Wir sind überzeugt, daß wir mit dieser neuen 
Methode a uch grundsätzlich a n die Ablieferungdreu­
digkeit unserer Landwirte erneut appe!Hercn können. 

2. Vizepräsident Web e r: 
Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Zimmer (CDU.). 

A b g. D r. Z im m e r : 
. Ich möchte die Sache zum Anlaß nehmen, an den 

Herrn Minister die dringende Bitte zu richten, in Zu- _ 
kunft die berufsständischen Vertretungen der Land­
wirts(:hart .:stärker bei allen Maßnahmen, die . der Er_­
fassung dienen, einzuschalten. Bisher war die Land­
wirlscha!l aus bekannten Grfü,1den nicht genilgend o;r.~ 
ganisfert und ist de~halb bei der Wahrnehmung ihrer 
Interessen bl!i den Behörden vielfach zu kurz gekom­
men _gegenüber anderen BeI'Ufsständcn. Ich . möchte 
bitten , (laß zum Beispiel nachgcprfirt wird, öb die jctzl 
tätige Anzahl der ViehkommissioQäre In Verbindung mit 
den Schlachtvieh-zentralen unbedingt erforderlich ist. 
(Sehr richtig!) Diese üben ihr Gewerbe aus auf Grund 
einer amtlichen Zulassung. Wenn aber zum Beispiel 

- vom Schlachthof Koblenz nur eine ganz beschränkte 
Anzahl Tiere · verteilt wird und dabei eine übermäßig 
hohe Anzahl von Kommissionären eingeschaltet wir4, 
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entsteh':'!!. a,;ch fü)fü'mäßig h0he Gebühren, die selbst­
verst~ndlich immer zu Lasten der Produzenten gehen. 
Das i.st nur ein Punkt. Ich möchte dringend bitten, 
diesen E1·fa;;sungsmethoden, wie sie bishe1· gehandhabt 
worden ~tn<l, einmal nachzugehen, und zwar unter 
aktiver Einschaltung der berufssrnndischen Vertretung 
auf allen Gehieten, nich1 nur auf dem Gebiete der 
'1/ieherfa~~un~. 

2 . V i 1. ·~ µ 1· ä ,; i d t: n t W <:' b er : 
D.i~ W,:,ri ha\ do>1· Abs_!P.01-.:in~t<:> .fahn <CDU.). 

A bg. Jahn: 

lch habe n0r::l1 eine Antn1ge an den Herrn Minister 
für Et·nährung und Landwirtschaft : 

Es slnd mir Fälle bekannt. wo Baut'l'~leute bis heut.(• 
ihr Vleh noch nicht bezahlt bekamen, das sie vor der 
Währung:"l'<"form abgeliefert haben. Diese Bauersleute 
wurd~n ~ •:on den Vi.ehagemuren an diese oder jene 
Bank vet'Vliden. ohne ihr Geld zu bekommen. Die Er­
bitterung ist tiO groß geworden. daß die Landwirte die 
Erklärung abgeben. 1.venn sich das nicht ändert. und 
i:war gnmdl<::!gend.. seien sie nicht mehr bereit, trgend­
•Pin SriJ..:k Vieh 'i!.bzr.-Hefern unri würden zur Selbsthilfe 
gl'eif<.m. Cch glaube, es ist wiehtig, darauf hinzuweisen, 
daß da:;; Ermihrungs- und Landwirtschaftsministerium 
.~ich um dio::~1e F'älle kümmert u.nd an die Viehage11turen 
draußen durdi die nachgeordn,,ti,,n Dienst.<itellen die 
•·ntsprt>eh,~nd•.·n Wei:a:uni;(en t;(ibt. 

2 . V i z ':' p r ä ;; i d t! n t W t! b e r : 

Da,;: W·, r! nat der Ab~;,~0rdnNf' Sdzer (DP.). 

A b g, S e i 7. e r : 

Ich kann die Au,;führungen der Herren Vorredn~r 
Dr. Zimmer und ,Jahn nur untersh:eichen. Aus meinen 
Bekam,t<;>nki·ei.sff! sind mir sehr lebhafte Klagen ü~ir 
die :;;ehr schlechte Abwicklung der Geschäfte zu Ohren 
gckomm1:'n. Vor. c1llem wird darüber geklagt, daß tat­
.,ächlicb au~ Käufen vor der Währungsreform heute 
noch Zahiungen :rn leisten sind und daß auch nach der 
Wi=\hrnngsr..,torm Vieh abgenommen v11ut·de. das bi~ 
heute no<:'h nicht verrechnpt ist. Dabei befinden sic11 
die kleimm Landwil'te von Hunsrück und Eiiel in t'iner 
außer01·dentlkh schwierigen F'inanziage. Es ist ganz 
dringenri 1c1·!'ordel'lich. daß auch vom Stan<ipunkt des 
Abba1.1<:·<; der ung;:>heuren Zwischenkosten etwas getan 
wird. und· aud1 ich biltti den Herrn Mini!,ter. :;;ich 
daffü· ~·4i>Z b<:>~Qnd~t"S einzu,;etzen. 

2. V i z e p r ä s i de n t W e b e r· : 

Die Redner!iste ist geschlossen. Es isl det· Antrag 
gestellt, den Antrag dem Agrarpolitischen Ausschuß zu 
überweisen. \Ver dafür i.;;t, bitte ·ich. die Hand zu et·­
heben. Danke! EinstimmigE' A·nnahme! 

Wir kommen zurück zu Punkt 14 der Tagesordnung: 
Antrag der Fraktion der KPD. betr. Regulierung des 
Schwllrzbad:tes zwischen Thaleiscltweiler und Rieseh­
weiler im Landkreis Pirmasens - Drudcsaebe H/456/562/ 
670. - Nachdem festgestellt ist. daß eine Berichterstat­
tung durch den Agrapolitischen Ausschuß nicht nötig 
ist kan1, ich Ihnen bekanntgeben, daß der Antrag der 
KPD. betr. Schwai-1:bachregulierung (Dru~ache H i 
-t56/5621660) d-er Regiernng als Material i.uge1eitet wer­
den solL 

Wet: dem zu:,timmt, bitte ich, dte rechte Hand :m 
erh~oon - Danke! - Ein.-.tiinmige Annahme! 

Wir, k.ornin,:n zu Punkt 19 <lel" Tagesordnung: 1',.ntrag 
der Fraktü,n der !iPD. heLr. Eins("tzung \'on Fach-

ausschüssen zu„ Uberi1riifung der Preise für die land­
wl:rtscha.ttlkbt'n Bedarfsgegenstände - Dnicksache II/649. 

Es ist beantragt, den Antrag dem Agrarpolitischen 
und Wirtschaftspolitischen Ausschuß zu überweisen. 
Wer dafür ist, bitte ich, die rechte Hand zu erheben. 
- Danke! - Einstimmige Annahme. 

Wir kommen zUTilck zu Punkt 7 der Tagesordnung: 
zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes 1;ur 
Änderung des Selbstverwaltungsgesetzes vom 27. Sep­
tember 1948 - Drucksa.che II/698/'701. 

Das Wort hat 1.u r Berichtersta ttung der Abgeordnete 
Roth <SPD.). 

Ab g. Roth: 

Meine Damen und Herren! Es liegt Ihnen ein Lan­
desges(!tz ;,:ur Änderung des Selbstverwaltungsgeset:1:es 
unter Di·ucksache Nr. II'701 vor. Bevor ich auf die 
Be~rilndung bzw. die Stellungnahme des Aus:,ro,usses 
eingehe, möchte i<:h auf einig,e redaktionelle Mängel 
aufrnE!Tsam machen. tHe diese Vorlage enthält. Zuni\cb~t 
zum Art,ikel 1, wo es heißt : .. Der § 30 Abs. 1 der Ge­
meindeordnung erhält folgende Fassung." Diese Be­
'ltimmung ist dahingehend zu ändern, daß es heißen 
soll: ,.§ 30 Ab.<:. 1 der Gemeindeordnung erhält fo!ger;­
den Zusatz:" 

Im nachfol,gendcn Text zu diesem Artikel ist naeh 
dem Wort „ruht", sein Stimmrecht ruht, das Komma 
zu streichen. Desgle-ichen ist ctas Komma hinter dem 
Wort ,.Gewähr'' im Artikel 2 zu streichen und im 2. 
Halbsatz zum 1. Satz dieses A r t ikels: Die gesetzliche 
VC't·.iu,;s~twng der WähLbarkeit ist hinter .,Wählbar­
keit" €in Komma einzusetzen. Damit wären di,;, bereit~ 
festgestellten Män1?:el des Entwurf;: erle<li,gt. 

Nttn . meine Damen und Het"ren, hat sich der Haup1-
ausscl1•.iß in selner geshigen Sitzung mit dieser Vor-
1agt· beschäftigt und. zunächst folgendes .festgestellt: 
Der ~ 30 in Vcrbindtmg -mit * 124 der Gemeindeord­
nung !.l:ißt nach allgemt"iner Auf:fass11ng :zu. daß di'" 
d erzeitige n Blirge1·meistcr auch bei den nunmehr statt -
1indenden Bürgermeisterwahlen Stimmrecht haben 
sollen. auch dann, wenn sie nicht dem Gemeindern! 
angehürnn. Der ~esunde Menschenver ~t.and läßt jedoch 
rnr' dies!" Auffa1;<;ung keinen Raum, Es wäre unver­
ttäm:Uich, w<'nn se>itherigE' Bürgerm~isler. die nicht in 
dit; ~ imeindt>-verlretung gewählt wurden, durch i!hr(> 
Stimm„ das Mehrheitsverhältnis unter Um„ti\nden 
IJ.e,achtlic-h ändern könnten. 

Der Hauptausschuß schläg1 da,her dem Hohen Hau~~ 
vor, dem Artikel 1 des vorliegenden Landesgesetze~ 
seine Zllstimmung zu geb(•n. Damit wird ein Mangel 
beseitigt, <ler be1 der Beratung der Gemeindeordnung 
über~f.'hen wurd~. 

Zu Artikel 2: Durch die Gemeinde- und Krei~­
tagswahl b7.w. Wahlges<:.>tz hat die Berechtigung ..:ur 
Wählbarkeit eine wesentliche Erweitemng erfahre11. 
Sowelr €'!: ·sich nur um die Vertreter zu den Orga­
rum der Gemeinde- und Kreisvertretungen handelt, h }­
stehen dageg:m keine besonderen Bedenken. In der 
Bevölkerung sind Stimmen laut geworden gegen die 
\.Vahl von Pers<'nen zum Bürgermeister und Beige­
ordneten, die nicht die Gewäh1· dafür bleten, daß sie 
mit· df:n Grundsätzen eines demokratischen Staatsauf­
baues e inig gehen. Es geht da):Jei nicht sichlechthin um 
Pe1·.3one'n, die nominell den NS-Or>ganisationen ange­
hörten und· numnE'hr durch die Säuberung wieder in 
Ihr~ bill'gerlichen Ehi·enrechte ~ingesetzt sind. Es ist 
vlclmehr an alle diejenigen gedacht, die zu jedei· Zeit. 
auch t,.ier l945, j~er demokratischen Entwicklung rle$ 
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Volkes im Wege stL>hen. Meine Damen und Herren! 
Deshalb hat der Hauptausschuß in seiner Gesamtheit 
.sich grundsälzlicli dieser Erwägung angeschlossen. Be­
denken wurden nur laut hinsichUicli der Formulierung, 
und zwar weil die Frage gestellt wurde, ob es niP1t 
möglich sei, den Personenkreis hier allenfalls einer 
Begrenzung zu unterziehen. Abc1· die Me):lrheit des 
Ausschusses wollte gerade mil Rücksicht darauf von 
einem bt.)):lOnderen Personenkre:is Abstand nehmen und 
Ist zu der vorliegenden allgemeinen Formulierung ge­
langt. Von der Fraktion der DP. ist abe:r noeh ein 
Änderungsantrag der DP. eingegangen. Soweit ich 
übersehen kann, hat auch diese Meinung im großen 
und ganzen recht intei-e,;.siert. Meine Damen und Her­
ren! Es erscheint zweckdienlich und unbedingt er!or­
dcrlich, daß diese Änderung in die Gemeindeordnung 
auCgcnommen wird. Denn es ist nicht allein die Auf­
!assung einzelner Parteien, sondern darüber hinaus 
sind bereits in der Bevölkerung Stimmen laut ge­
worden, die vor allen Dingen verlangen, daß verhüte! 
wird, daß unter den obwaltenden Umständen die Ge­
meindevertreter und Bürgermeister aus der Bevölke­
rung heraus gewählt werden, nun gegebenenfalls Per­
sonen in die Verwaltung berufen werden, die in ihre•· 
Gesamtheit nicht den Anforderungen Reclmun~ tragen, 
die h1<ule an eine vorbildliche Venvaltung gestefü 
werden mUssen. Der Hauptausschuß ersucht deshalb 
das :E!ohe Haus, dieser Vorlage seine Zustimmung zu 
gc>bcn. 

2. Vizepräsident Weber: 

Ich eröffoe die Aussp1•ache. Das Wort hat der Abge­
ordnete Buschmann (KPD.). 

A b g. B u s c h m a n n : 
Meine Damen und Herrent Es iSt sehr bt.'"Clauedich, 

daß so grundlegende Abänderungsanträge, wie sie hier 
gestellt sind, erst gestellt werden, nachdem die Ge­
mcln<lewahlcn vorbei SiJ'ld. Diese Abänderun,esanträge 
führen zu einer beträchtlichen Veränderung oder auC'h 
Elnschl:änkung der Jm Selbsiverwaltungsgesetz garan­
tierten Grundrechte. Es wäre de.shalb erforderlich ge­
wesen, den Fraktionen genügend Zeit zu gewähl'en, 
um seh1· verantwortungsbewußt zu einem solchen An­
trag Stellung nelunen zu kö.nnen. Ich möchte mich im 
besonderen aus der gestrigen Beratung des Hauptaus­
schusses mit dem gemeinsamen Dringlichkeitsantrag 
der CDU. und SPD. bc.schä!Ligen. Wenn die beiden 
Anu-agsteller mit ilu·em Antrag die· Ab.~icht verfolgen, 
jenen Personenkreis, der auf Grund seiner politischen 
Haltung und während der Nazi.zeit wie auch nach dem 
Zusammenbruch ::;eine Todfeindscliaft zu einer wahren 
Demokratie bewiesen hat, treffen zu wollen, dann 
dür!te es nicht be.sonde1·s schwer sein, durch eine ent­
sprechende Formuli€rung diesen Personenkreis in dfo­
sem Antrag zu bezc.icbnen. Wir stellen nicht .in Ab­
rede, daß nach den vollzogenen Gemeinderatswahlen 
eine ganze Reihe von Personen Mehrheiten ·aur sich 
vereinigen konnten, die in der Vergangenheit zu jenen 
Gruppen von Menschen aehörten, die als politisch 
aktive Nazis zu bezeichnen sind, unabhängi~ davon, 
ob sle das Parteibuch der NSDAP in der Ta.sclle getra­
gen hnben oder nichl. Es ist eine Tatsache, daß eine 
ganze Reihe von Persönlichkeiten in dieser Wahl 
Mehrhdten auf slch vereinigen konnte, die keinerlei 
Garantie daiür bieten, daß sie den Grundsätzen einer 
realen Demokratie gerecht wct·dcn. Daraus ergibt sich 
die Gefahr, daß jener Personenkreis, die durch die 
Wahl erlani:te Position dazu benutzen, in der alten 
Nazipolitik we-it.erzumachcn. Aus diesem Grund ist 
die Maßnahme einer Verhinderung solch politisch 

gefährlicher E.ntwickhmg in den t.'iraelnen Gt:!meindcn 
nicht nw· verständlich, sondern absolut erford~rlich . 
Die Formulierung, wie sie in dem DringJlchkeitsan­
•rag der CDU. un::l SPD. gefaßt ist. trillt nir.:ht diesen 
Personenkreis. der g<>troffen w1trden müßtt•. Diese For­
mulierung ist zu allgemein und bc·v.'irkt durch dlc~ 
All.gemeinheit die Gefahr des -Mißbrauchs einer sold! 
außergewöhnllchcn Vollmac.ht, dk man den verant­
wortlichen Verwaltungsstellen in die Hand gibt. Sei, 
Anwendung dieser Formulit'l'Ung ist also nicht nur die 
Beschränkung einer nazistisch-·militäriscllen Akt.i.vität 
gesichert, sondern viel.mehr gibt sie entsprechend del' 
politü;ch<•n Einstellung den jeweils zuständigen Ver­
waltungsleuten die Möglichkeit., sie anzunehmen gegen 
andere Kräfte, dit! im Sinne der Dcmokrat:ioe wirken. 
1,Zuru! Abgeordneter Wohlleben, DP.: Die nicht im 
Sinne der Demokratie wirken!) Der .B<:gri!f ,Jx.mokra­
tie'· IBI sehr weitläufig. (Zuruf Innenminist~r Ste!tan: 
Für uns ganz klar!) Der Be6rif! ,,Dcmoorati<i'" ist sehr 
weitläufig. Dr. Erh:~rd emr>findl't es als absolut dcmo-­
krat.isch, daß \Vir Wucherpreise und at1f der anderen 
Seite Hungerlöhne habt.)n. Das ist für Dr. Erhard die 
vollendete Dt'mokratie. (Zuruf: Quatsc.h!) Das ist kein 
Quatsch. Dr. Erhard hat im gleichen Saale die These 
verteidigt. (Zuruf Abgeordnckr Wuermeling: Ihre Po­
litik der Demokratie ist gleich Diktatur!) Sehr geehr­
ter Herr Dr. Wuermeling! Wenn Sie die Nazis daran 
hindern wollen, in dC'r Zukunft irgendwdche Bürger­
mei.:;terpositionen zu erlangen. dann <:rlaubt der deut­
sche Sprachgebrauc.h sehr gut,, das zu formuli€·ren, und 
wir stellen ausdrücklich fe~t. daß Sie sich um eine 
solche Formulierung herumgedrückt haben. (Zuru! Ab­
geordneter Hermans: Wir wollen dk Fasch.IBwn icder 
Färbung ausscheiden!} Sie hätten also den Begriff Fa­
,:;chisten ohne weiteres prägen können. Fül' uru; be:;teht 
die Möglichkcil~ diesen Personenkreis näher zu bc­
zeid:!nen. Vom sachlichen Standpunkl aus gE>e.ehen, er­
füllte unser Antrag d ie~ Voraussetzun.gim. darüber 
kann kein Zweifel bestehen. Wenn es in unserem An­
trag heißt: ,.Erfüllt ein .!:um Bü.t·gcrmeislt.T oder Beige-­
ordneten Gewählter nicht die gesetzlichen Vorausset­
zungen der Wählbarkeit oder bietet seine Pt:rsönlich­
keit. da er Mitgli<'d der NSDAP oder einer der HRrz­
burger Front zugehörigen Organisation \\eil' " . dann 
verb·itt er das Hitlerprohll:'m nat"h wie vor und dit.• 
Maßnahmen sind am Platze. Und i('h glai1b('. daß eine 
solche Formulierung we.;:,•n!fi('h niihfl rum ZiC'le 
kommt , jenen Personenki-eb. der bei der Wahl seine 
Mehrheit auf sich verein,ii(en konn1e, von (!pr Funk­
tion des Bfu·gcrrneisters oder Bei.gt.>0rdneten auszu­
:ochließen. W('nn der Begriff Naziaktivist oder Milita­
rist anwendbar ist . Nur dann kann man es verantwor­
ten. einer solchen auß~rordcntlichen Maßnahme nizu.:. 
stimmen, einer Maßnahme. die auf Grund' de~ Wah.1-
ausg.angs erforderlich wär(!, um jene Fu!,gen sich nicht 
wiederholen zu lassen. die au.~ den Wahlen vor 193J 
entstanden sind. a;ber auf lt•galem Wc/l.C HiUf·r in den 
Sattel l.leholfen hat. 

2. v·i z e p r ä s i de n t W t b e r : 

Wird das Wort weiter gewünS<'ht'! Dt>r Aogcordnrt~ 
Wohlleben (DP.) hat das Wort. 

A b g . W oh I l e b e n : 

Meine Damen und Hl!rn,n ! Bevor kh zur B.:grün­
dung des Antrages der DP. komme, möclltie ich noch 
Ausführungen zu den Worten des Herrn Vorrednf'r.~ 
anfügen. 

Wir haben bereits in diesem Hau~e mchdacli darau! 
hlnge\l.'iesen, daß die Ausnahmebestimmung filr trüh1:re 
NS-Angehörige nicht in ein Ge-~etz g,e,hört. da~ aur die 
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Ficht brinq"en. daR füht·ende Generaie der ehemalig'::'n 
Dauer bestimmt ist. Ei:nP.s Tae:cs. wenn die He1Tschaf­
:cn oov.ieso ausgestorben s·ind. fragen unsere Nach.fah­
ren. 3.U~ w•el,chem Grund eigentlich die Bestimmung 
noch in dem Ges-etz steht. Grundsätzlidl stimmen wir 
den · Ausführungen der KPD. zu. daß der Fasrllismus 
hier ni<::ht mit Glaceharrdschuhen angepackt werden 
.0.011. Zu dem Antrag der DP. selbst: Grundsätzlich 
., t·im,men·. wir dem Antrag der SPD. und CDU . . im we­
sentlichen zu. haben aber in der r'orm einige Wün­
sch,;, Si... h~ben ge.stern zu~2stimmt. als ich ,beauf­
l ragt , \\;ar. Ihnen vorzut-nJgen. daß wir ge1·ne aus dem 
R-eich .-1jugendgerichtsge.setz das Wort ,.Zuchtmittel·~ .e.nt­
J'e1•nt· hätten. Wt:'nn Sie d~n Gemeinden ein Selbstver­
wafhtngsgeset;,; schenken und sofort -hinterhe1· mit .AJb­
ündenmgen kommen, dann verderben Sie den Men­
a{!hen. di•! ,-ich 1.u Gemeinde- und Stadtvero1·.ctnelen 
whl1len ll:l:s$:en. die !<~reude an der Arbeit. Es .Lst eln 
turcht:) ,n·•h un<.i schrecklicnes Wort. was in Artikel 2 i:u 
le-sen ist „von Staats wegen ... Nehmen wir Rücksicht 
auf di~· Ps~.'<:hhlogie· unserei· Gernein:l.e- und. Sta:iträt.e. 
lch habe mi1· deshalb erlaubt, in dem Vor:;chlage der 
DP. ht•1·ei n,un('hmen, statt dessen dJ\! Wen,:,: .. im Wege 
de1· A. .. tfsicbv-. Dann wm Beispiel hat der Staat in der 
Se!-b,:1 ,.'f'l"1o<<altung da,; Aufsichtsrecht uno in diesem 
Auf,i<'tll~r~cht „ollen ihm Befugniss-c ~egeben werden. 
einzus.:hi"0tt~n. w<:nn es vonnöten ist. Des weiteren 
wer1d<:t ,;ich <ler Antrag der DP. gegen <lie Art des 
Eimpt·ucl)"'"· wie er i:rn Urantrag det' .SPD. vo1igdegt 
wird. ·D'<'t· ·E,n;;pruch kann ·zum Beispiel Rechtskraft 
<!l'lang·,m. ;\'·:.'nn .,;ich üb.::rhaupt !<einer dagegen wehrt. 

Ich will. daß über das Rechtsmittel per se zwan-gs­
Hiufig die dafür bestimmten Gremien entscheiden, un.q 
diesi? Forderung entspricht auch unserem Antrag, in­
dem er sagt. daß der Ausschuß bzw. die L:1ndcsregie-
1·ung cnt,cheidet. Meine Herren, verderb1m Sie, bitte, 
de t1 G-",ndnrh:- und St1:1dträt~n nicht di~ f'reude, die Si,? 
ihn>c!t mit d er Schaffung des Selbstverwaltungsgesetze~ 
~eg~h•'.' ti. hi:lben. Sclvml«:m Sie ihnen das Selbstbewußt­
sein ,ctei· Gemeinde- und S tadträte. indem Sie hiel' 
a!le-s weglassen, was irgendwie psvchologiseh Nach­
t~ili ~~~ bewirken könnte . 

2. V i ;,: " p r a s l <l e n t W e b e r : 

Das Wort hat d€r A:bgeordnete Dr. Zimmet· (CDU.J. 

A b g. D r. Z 1 mm e r : 
Um gleich anzuknüpfen an die letzt~n Worte meine~ 

Vorr,~d11,131·s glaube . ich, .daß man d,:,m optis<:h .1.>cgrün-
0.~'~en Wunsch eine kleine redaktioneHe At>nderun '!, 
voriun,;,hmen, entsprechen könnte. M8n kann das Wort 
,xon Staat;; wegen" ändern. Ich behalt<: mir vor, nach­
ht·r die- Formulierung zu s;i.gen, wie elw,t d.ie Aut'-­
sichtshehör<k cider ähnlich. Das ist glaube ich. !cein 
v,•esc-1nfü::her ·Einwand. 

rch kotnme damit zu den von d~n beiden Herren Vor­
rt>dnet'n gebrachten Einwet1dungen. Wenn kh recht 
verstanden habe, sind beide Herten mit der Tendenl 
des Ut·antrages der CDU/SPD einverstanden. Diese 
Tendenz · will nicht mehr und nlcht weniger, daß d tt> 
im Wet·den begriffene Demokratie in der pra.klIBch<:m 
Anwc>ndung draußen in den Gemeinden gesichert wer­
den muß gegen solche, die mit den M,itteln der Demo· 
krati<: die Demok1·atie wieder geistig unterhöhlen könn­
ten. Es muß zugegeben werden, daß es nach den Er­
fctht·u~&~n der . Vergangertlleit s~n,yie~ig _ist, de~. Ge­
setz eine Formuli.erung zu geben, 'die Jegllche·pohtisch• • 
falochP. oder mißbräuchliche Anwendung verhindert. 
Wi1· glauben abet'. daß die von dem Herrn Abgeord­
neten Buschmann vorgetragenen Auffassungen nichl 
be~rijndet ,cind . Wenn Abgeordneter Buschmann ,:u-

nächst SP.gt, dll.ß durch die vorgesehenen Bestimmun­
gen eine wesentliche Eins<"hränkung der Selbstverwal­
tung erfolge, S-O können wir dem nicht zustimmen. Es 
ist eine. überholte Auffassung, daß eine Staatsaufsich, 
eine E.i.nschrä,;ikung der Selbstverwaltung sei. Eine 
Staatsau,fsicllt ist in der Praxis ein Schutz der Selbst­
ver,waltung, eine Hilfe für die Selbstverwaltung . 

Es ist doch so, daß die Gemeinden und Kreise in 
ih!'en Nöten und Sorgen sich immer und ,immer wieder 
an die sogenannte Staatsl\ufsicht wenden. um von dort 
Rat und' Hilfe zu bekommen. Im übrigen hat es noch 
niemals einP SPlh!<tvf'rwaltuni;!; gegeben. die sich vox 
der Staatsbehörd~ vollkomnwn emanzipieren konnte. 
und zwar deshalb. weil von jeher die 1oka1en Selbs't­
verwalttfö,tsbehördC'n nkht nur berufen waren. kom­
munale A.HfgRben zu erfüllen. sondern etwa aud1 
staatliche Funktionen zu C'rfiilltm hatten , insbesonderti 
Polizeiaufgaben . Die Poliiei ist aber von jeh~t·. wenig­
stens in der Epoche der letzten Staatsentwicklung st>it 
1800, >"ine staatliche Funktion gewesen und geblie~n. 
Dal."aus folgt. daß dem Staat ein Minimum von Eiri­
fluß bei der Be,-etzung der führenden Stellen zuerkannf 
werde:n tnuß . Das Maß des Einflusses ist von der von 
uns vor kun:em verab:-chiedeten Reform des Gemeinde­
gesetzes wesentlich eingeschränkt gegenüber dem frü­
heren Zustand. Erstaunlicherweise hat sich unser Land 
nicht mehr eine generelle Bestätigungsbefugnis . vor­
behal1en, sondern in einer demokrat,isch . fortschritl­
lichcn Gesinnung lediglich, wie wir es hei:ite vorsch\a­
gen :n,\('llten . sich e-in Einspruchsrecht vorbehalt!:'n, <>;n 
Einspruchsrecht in begründeten Notfällen. 

Wir sehen die wichtigste- Wirkun.e: des Ur-Anh·ags 
der bF.>iden Parteien darin. daß den Gemeinden 1.1nd 
Kö~rschaften damit erneut eindringlich zum B. ·­
wußtsein gebracht. wird. daß sif' aufmerksam und bf'­
h•Jts:i.m bei der Wahl vol'gehen müs :;en und daß 1,i<.• 
in Zulrnnft demokratische Gesichtspunkte nicht aitß<'r 
Acht lM!:E'n dürfen. Wenn eine solche Bestimmung be­
JOteht und die Genwinden und die Körperschaften dit"­
-:-c~r B,:,~tiinm,.lCl!j: R..:·chmm~ 1 :·;;.gen , wird C!' \'el·mutlich 
nur in :;ehr 'W<'nii;en Fällen zur Anwendung des E::1-
~pruc.li.srcchtes zu kommen braucht'o . Das wäre o ;.,.nn 
rlu i:iH11p1wirkur.~. <;te t:"inte solch~i Bestimmuni~ h>Hti.'. 

Wenn · ab~r Zweifel1,fälle entstanden sind. und wmn 
frotzdt.'rtl V<"ran!Hsi::tn'ig vorliegt, in einem Einzelfall 
e:11zu~cht'l'i,e11 r:,cler r•men Einspruch zu erheben, dann 
bf'stehcn genügend demokratische Sicherheiten dafür. 
daß da~ staatliche Einspruchsrecht nicht willki.idic.h zur 
Anwendung kommt. Diese demokrati~chen Sicherung,m, 
glaube ich. besonders unterstreichli'n zu müssen , weil 
sie i>ei dem Herrn Vorredner nicht erwähnt worden 
sind. Ich kann also den Ausführungen des Herin Vor·­
redners nicht beipflichten, wenn er glaubt, daß diC' 
FormuUe'tUtlg Gefahren des Mißbrauchs mit sich 
brächLe. l<:h glaube aber sagen zu können, daß bei An­
wendung dieser Be:;timinung es in unserem Lande hier 
in de~ "west:Staaien wahrscheinlich. für meine Pernon 
kann ich sagen mit SieherhHit, n icht möglich wäre, daß 
ehemalige führende Nazigenerale, wie in der Ostzone , 
in unserem Lande zur Ausübung höchster Poliz.eifunk­
tion berufen würden. (Zuruf Abg. Buschmann: Wo 
~enri. · nennen Sie Namen, neuer Zuruf: Ostzonenpoli­
zei,Märkg'rafpolizei). .Jedenfalls Herr Buschmann dif• 
Versicherung könJ'\en wir Ihnen geben, daß wir :;o­
weit nicht mit dem Begriff der Gewähr der Demokra­
Lie gehen, wie es in der Ostzone ge~chehen ist. (Zuru r 
Abg„ Buschma~n: Sie müssen Tatsachen anführen}. Idi 
glaube, Herr Kollege Bu$chmann, es gibt Tatsachen, 
die n'icl1t mehr bestritten werden können, wenn die 
gesamte Presse ohne Unterschied der Partei, wenn der 

. Ru;n?f~.~I<., 1-:}1? '· 'afä~ Nachrichtenagentu1·en ~ie Nach-
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Hitkrarm~~e (Zurur Abg. Buschmann: Die haben aui.:h 
einen M-Plan gebracht, alle Pl'essen, nicht nur die 
deutsche, und war auch nicht wahr) . Ich glaube, wir 
sind uns darin einig, ich glaube auch Sie würden hier 
in unserem Lande uer Verwendung der Nazigenerale 
wie in der Ostzone nicht zustpnmen. (Zurufe: Abg. 
Hermans: Selbst der Pensionierung stimmen sie nicht 
zu. - Abg. Fcller: E.s gibt leider bei lUlS Sonderrichter , 
die verwandt werden. - · Abg. Herman.s: Gott sd 
Dank, und die wird es noch lange geben. - Abg. Feller: 
Darüber werden wir noch sprechen über das Gott 
sei Dank und die, die das Todesurteil unterschrieben.) 

A b s- H e r m a n s : 

Lesen Sie Kogons „SS-Staa t"! 

A b g . F e 11 e 1· : 

Sie werden noch „Gott sei Dank" bekommen für die 
Todesurteile, die Sie unterschi•ieben haben. 

2: V i z.e p r ä s i d t' n t W e b e r : 
_Das geht zu weit. 

A b g. F cl 1 c r : 

Ich stelle nur Tat:.aehen !e~t g1:,genüber der Prn­
paganda. 

A b g. Z i m m er (fortfah1·end): 

Die Formulie rung bictd Gewähr , daß alle Maßnah­
men ergriffon werden, die zu erfassen notwendig sind. 
ld1 glaube auch nicht, daß jemals daran gedacht sein 
könnte, und ich glaube, das ist das, was der Abgeord­
nete Buschmann zum Ausdruck bringen wollle, daß 
ein Kommunist, der nicht nur 'eine demokratische Ge-· 
~innung hat, sondern sich auch demokratisch betätigt, 
nach seiner ganzen Haltung jemals unter diese Be­
stimmungen fallen könnte. Die Einsc·hränkun~en, die 
sich aus der Formulierung der Demokratischen Partei 
l'rgcbcn, sind unseres Erachtens unhaltbar. Wir glau­
ben, daß die Demokrutlscht= Parlt=i das Gegenteil er­
rdclic11 würde von dem, was sie beabsichtigt. ,,1m 
Rahmen der Verf.ui::1Ung" soll dieser Kandidat die Ge­
währ bfolcn, daß er sich stets „im Rahmen der Ver­
fa::11mng bei der Verwaltung des von ihm wahrzuneh­
menden Amtes halte". Meine Damen und Herren! Ein,~ 
solche Bestimmung wlirde allerdings eine unabsehbare 
Konsequenz haben können, da dlc einwendende Ver 
waltung.sbehörde jederzeit einen AnhaTf.;,l;)unkt .finde11 
ltönnte, um ein Einspruchsrecht gellend zu machen. Es 
steht soviel in der Verfassung drin, und wenn ein 
Kandidat di<' Gewähr biele:n soll, daß er in der .ge­
samten Auswil'kung der Verfassungsbestimmungen slcl:1 
stets haitep muß, dann glauben wir, das führt zu uft.>1' · 
ioscn Anwendungsmöglichkeiten. 

Wir können deshalb diesem Antrag der DP. ni..:ht 
zustimmen. Wir halten ihn für eine Verschlechterung. 

A b l!( . W o h 11 e b c n (DP) ; 

Gemeint waren die Gnmdsätzt= im Rahmen der Ver­
fassung. 

Abg. Dr. Zimme1· : 

Meine Damen und Herren! Wir halten den An~rag 
für begründet und bitten, beide Abänderungsanträge 
abzulehnen, um so mehr, als im übrigen alle Parteien 
dieses Hauses in der Grundtendenz dieses Antrage3 
sich einig waren. 

2. V i z e p x· ä "' i d e n t W e b er : 
Weiter hat das Wort dl•r Abgeordnt>tf:' Schmidt ISPDl. 

A b g. S c h m i d t : 

Meine Damen und Herren' Dem Einsl!hränkungs­
antrag der KommL1nistisch1·n Partei kann deshalb keine 
Unterstüt.zung zuteil werdl'n , weil durch ihn nkht Jene 
Personf..)n betroffen werd0n. die zwar nicht o!J:iziell 
Mi tglieder einer der benanntt>n Organisationen waren. 
sich im übrigen aber manchmal weil schlimmer ver'­
halten haben, als die o!fiziellen.(Zuruf :Wäre doch nut· 
zu erw::sitern - i~t ja ge:schchcn.) Außerdem würde ein~ 
solche urganisationsbenennung denen Auftrieb geben. 
die gerade heute glaubl·n, gegen die demokratische 
Aufbauarbeit unter dem Du:kmantel der sogenannterl 
politisrhen Neutralität arbeitvn zu kiinnl' n, lm übrigt:'?1 
sich aber zu Methoden bek~nnen. die genc:1u denen 
gleichen , d ie wir erlebt h.ibcn. Die Sozialdemokratische 
Fraktion bckt,nnt sich ihrerseits aber auch of!en 2\! 

dem politischen Zweck des Antl'ag.,;. Die Teufelsgestalt 
von Goethes .Fau~t", dk im Driltt:>n Re ich in n" r P,•r­
son von Dr. Gocbbcls ihre penmni!izicrte Aufor~tehun~ 
1:rlebte . hat einmal nach der Mach1ergrnifung üffentliclt 
erklärt: Wir haben die Dtmokratie mit den Mittdn 
der Demokratie erschlagen! (Schi· l'ichtig!) Die Sozial­
demokratische Fraktion ist nicht bereit, der Wied_er­
holung ein~r solchen Mörlid1kc-it irgendeine Unter­
:,tützung zu gewähren (Bra\'oru!c). Wir ~ind entschlo,­
sen, diesmal die Demokralit:' mit den Mitteln der Dc­
moltratie zu verteidigen (Sehr richtig!). 

z. v i z e o r ä s i d e n t W e b e r : 

Die Aussprache ist heen<!et 

Wir kommen zur Z\Yr:itr;n Beraluns:i; des G eaeVt.·~ . 
·1.ur Aenderung des SelbBtv.:rwaltungsge-setze;,;, l:!evot 
ich über das Gesetz abstimmen lasse, möchte ich übet· 
cien Antrag der KPD. abstimmen. 

Wer dem Antrag der KPD, zustimmen will , bitte idii 
um Erh<:bu411;: der rechten Hand. - Danke! - WH ist da­
gegen? - Die Mehrheit h;il d ~n Antrag abgelehnt. 
Stimm1•nthaltungen sind nich1 zu verzeichnc-n. 

Wir kommen zum Antrag der DP. Wtr diesem An­
trag zmtimmen will. bitte ich, die rechte Hand w ,.•r­
hebc·n. - Wer ist dagegen? - Danke! - Mit überw1tgen­
dcr Mehl'ht<it ahgel('hnt . 

Ab g . Wo h 11.C' b c n zur Ge.,;chäft;;ordnung: 

Die Fraktion der CDU. hAHe mitgeteilt. daß ~ie noch 
eine kleine AendC'rung einbringen wolle. 

Dr. Zimm e r: 

Ich würde vorschlagen , in Arl. 2 § 42 in der 5. Zeile 
zu scnreibcn: ,,ßs kann binnen einer Ausschlußfrist voit 
1 Monat die Au!sichtsbehürde gegen die erfolgte WAhl 
usw. also an Stelle •:on .,von Staats wegen" die .. Auf­
sil.!t1tsbehfüde·· . 

2. V ) z t l> r a s i d e n t W e b e r : 

Wer diesem Antrag zustimmen will. bitte ich . die 
rechte Hand zu erhl'l.>~·11 . - Dankl' , das ist di{· über· 
wiegende Mehrhl'it. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung in d1.•r 
zweiten Lesung. 

Id1 ruf~ auf Art. 1, 2, 3. -t, Einleitung und Ul'b"r­
schrifl. Wer diesem Gesetz in zweiter Lesung zustim­
men will; bitte ich, die re-c·hte Hand zu erheb<!n. Wer ist 
dagegen':' - Gegen die Stimmen dl)r KPD. angenommen. 
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Wir komm,m Zlff dritten B<i>ratunj,\: Ich rufe auf At·t 
1. 2. ;1, 4, ;i . . ... 

Das Wort hat der Abgeot·dnete Dr. Wucrmeling 
ICDU). 

.-\ b g. Dr. W u er m e ! in a. : 
Nachdem wir die Aenderung gemacht haben. ist et­

wa;; überflüssig. Wir können die Worte „Einsprucht11-
hen.ir>.h.tigt. ist .. :· streich,m. D<"tis is1 mit der „Aufsicht.i · 
behi:ird<f" erfaßt. 

2. V i ,: ':! p r ä s i <l e n t W e b e r : 

kh n1fe auf die Art. 1. 2. mit der ent.~prechendcn 
Aenderung das Abgeordneten Dr. Wuermeling. 3. ·i. 
Il:inl-eitung und Uebel'Schrift. 

Wer diesem Gesetz iri <irittC?r Lesung zustimmen 
will, bitte ich. sich vom Platz zu erheben. Wer ist da-­
gegen? - Dank('! - Gegen di<? Stimmen r!Pr KPD. ange­
nomin~n. 

A o ~- D t·. \J,l u e r 1n e I i n g ; 

Ich darf Festst~ll~n. da~ ,;i<'h di':' St r<:-id,ung auC'h atif 
.\rl. ;{ he;,,ieh1_. 

:!. V ' 1. <:> p r .i-i ;;. i de n t W t: b e r : 

Auch die,:er F~tstel!ung de;: Abgeordnet<:-n Dr. 
\VL,.\.'r,lwling bitte ieh di,;- Zustimmonr~ ,•rtdl•'n .,.u 
wnll<>n. 

Wil' kommen nunmehr 7.U Punkt 20 der Tagesord­
uung: Antrag der Fraktion der DP. betr. Stundung 
der Steuerschuldabführung gemäß § S der Landes­
verfiii;ung übt'r die Du!"chiührung des Gesetzes iibei­
die Erhebung einer Weinabgabe vom 9. De'llember 1946 
- Drucksa<'h.<' Nr. U i653. 

At1ch hier hat det· Aelt'clstenrat bes<:hlossen. den An-
tr<1g dem Finanzausschuß zu überweisen. · 

\\·,~,, r:iafür L~t. bitte i(;h, die rechte Hand T.U erheben. 
Dankr,.' . ein~timmige Annahme. 

Wit· kommen 7.\1 Punkt 2l der T~gesor<!hnu•g· Antrag 
der Fraktion der DP, betl·. Et'laß von Vttwaltungsb~ ­
SC'h-eid('n a.uf Antrag oder Aozeige erst nach St~llun~­
nahmP. des Betroffenen - Drucksame Abt. ll/654. 

Der Ae!testenrat hat beschlossen. den Antrag dein 
R~cht--;;aussch,1ß zu über-wei<:en . Wer dafür ist, bitte ich. 
die l'"!Chtf' Hand zu t~1·h<:-br.-n, Danke. f:'instimmig0 An­
nc1hnw. 

W,i· kommta>n zu Punkt 22 der Tagesordnung: Antn.~ 
der Fraktion d-er CDU. betr. Volle AuszaMung del" er-, 
dienten Pensionen an die Beamten - Oruclu;a,che 11/65!3. 

Auch hier beschloß der Aeltestenrat Ueberweisung 
an den F.inanza.~1sschuß. 

W ~:· dafür i;;t. bitte ich, dii: r~L'l,te H.:111d :w erhebl'.!n. 
Dank~. einstimmige Annahme. 

W:t· kommen zu Punkt ;).:1 der Tagesord.nuug: Antrag 
der Fraktion der CDU. bet ... Aui'zucb..t von Schweinen 
~d Hau~sehlachtungen - Drucksache Nr. 11/661. 

Audi hier ist vom Aeltestenrat beantragt, den An­
tnl.~ a.nzu.nehmen. Wer dafür ist, bitte ich, die rech!:.? 
Hand w erheben. Danke. (:"instimmige Annahme. 

W:it· k0mmen zu Punkt 24 der TRgesordnqng: Antr~g 
der l<'raktion der CDU. betr. Koi;ten der Kartoffelaktio11 
19111'/tS - Drucksache fl/31fi1S"/9. 

Bet'khlN'<tiittung für den , Haush;-tlts- und l!'inanr.­
au~<•:h,•ß führt rj»r AJw ... m·,fr"'t" H::1t·hnann !CDU.l. 

··--- ·-- ·---~~---· ~ - --- ·~---·----

A b g. H a r t m a n n : 

Meine Damen und Hen-en! Mit Dn.,cksache I1; 3t:3 
hatte die Fraktion der CDU. den Antrag gestellt. !'\er 
Landtag wolle beschließen: 

.,Die unverschuldet entstandenen Kosten für die 
Kartoffelaktton 1947/48 werden aus Landesmitteln be-
7.ahlt." 

Der Haushalts- und Finanzau!:sclrnß hat sich in sei­
ner Sitzung vom 18. November mit diesen Dingen be­
schäftigt und dabei 'Von dem Herrn Vertreter des 
Landv.'irts<:haftsministeriums fol·gende Erklärung he­
;:.üglich der .bis dahin entstandenen und aus Landes­
mitteln !wzahlt(':n Ko.c;ten für dif' Kartoffelaktionen 
erhalten: 

.Im Kartoffelwirtschaftsjahr 1946/47 sind durch das 
Land 60 871},48 RM, im Kartoffelwirtschaftsjahr 1947/48 
bis zum 20. Juni 1948 1143 015,42 RM bezahlt worden. 
Dazu kommen noch <lie nach dem 20. Juni eingegan­
genen .fü\lf-Rechnungen in Höhe von 126 376.17 DM = 
1 263 71;1 70 RM. 

Zu~ammen hat das Land also 2 467 656.SO RM Kar­
t.ofifelerfassung,skosten aufgewandt. Der Finanzau,schuß 
schlägt. 'in seiner Drucksache II/679 dem Hohen Hau~~ 
vor, der Landtag wol1e beschließen: 

.. Voi·genannter Antrag wird in Anbetracht der inzwi­
schen eingetretenen veriinderten Wirtschaftslage für 
f..dedigt et'ldärt:· 

In diesem Zusammenhang erlaube ich mir, aber auch 
ausdrücklich als Ansicht des Haushalt!.- und Finanz­
ausschu~S{'ll , noch ergäm:E:>nd folgende Bemerkung anzu­
knüpf:•n · 

Es ist all.gemein seitens der versdued.en,en Mitglied.er 
des -Haushalts- und -Finanzau..~schuss~s bemängelt wor­
den, daß immer wieder von gewi:;sen Dienststellen 
Anordnungen an die unteren Verwaltungsbehörden 
1:rgehd1., Waggon~ beispielsweise bei Verladung -von 
Vieh, Kartoffeln und überhaupt ~i derartigen land­
wlrtschaftiich~n A,ktionen zur Verfügung zu stellen. 
bE<V0r sichergestellt lst, daß di-c recht.zeitige Beladung 
der ge..citellten Waggons befolgt -wird. Da hi,eI'durch 
sehr .hohe Kosten entstehen, die vermieden werden 
könll€n, wenn reibungslos zu~a,mmeng{'at"bcitet wird . 
müßt':' dgenl!kh auch von den Auftraggebern in Zu­
kunft hierauf Bedacht. genommen werden. Der Aus­
.schuß bittei -d>1,: Hoht' Haus nm ,;<"int' Zustimmung 
hie?7.1.1. 

2. V i 7. e p r ä s i d e n 1 W e b e r : 

Meine Damen und Herren! Sie hab-en den Bericht 
des Ausschuisses gehört. Damit ist der Antrag der CDU. 
crledi)rt. Wir kommen zu Punkt 25 der Tage<iordnun~: 
Antrag der Fraktion der KPD. betr. Lebensmittel­
zuteilungen an Tc'lls~lbstversorger - Drucl,s~che U/4t?,. 

Pie Bcrichtcrstuttung hat der Ernährungs- und Ver­
sorgungsausschuß. Das Wort hat <:IN Abg~rdnete Lo­
renr. (SPD.\, 

Ab g. L o t· en z : 
Meine Damen und Herren! Di~ Kommunistische 

Partei hat. untei· Drucksache Il/4:.!2 den Antrag gestellt, 
<lie Teilselbstversorger in die Gruppe der allgemeinen 
I.ßbensmittelzuteilungen einzubeziehen. Der Ernäh­
rungs- und Versorgun.gsaussclmß hat sich mit dieser 
Frage 'befaßt und ist zu der Auffassung ·gekommen, 
i'iaß diesem Antrag unbe<lingt die Zustimmung zu ge­
ben. sei. Es war teidet bisher sehr oft der Fall. daß die 
Teilselbstversorger. und hiet· dreht es sich besonders 
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wn Kr~ble des sch.aff~nden Volkes, die irgendwo mit 
Gelrelde oder einem Schwein versorgt waren, daß sie 
VC"ll'J. den allgemeinen Lebensmitt€lzuteilun"C'n dadurch 
ausgeschlossen waren. In Zukunft soll mir der Selbst~ 
vcrsorgeranteil in Anwendung kommen, mit dem der 
Betre!fepde auch v~rsorgt ist, entweder also Bro_t oder 
Flelsch. Alle übrigen sollen wie die Normalverbrau­
cher behandelt werden. Der Ernähnmgs- und Versor­
gungsausschuß bittet das Holw Haus. diesem Ant!'ag 
.!'iatlzugcbt?n. 

2. Vizepräsi.dcnl Weber: 

W~ dem Antrag seine Zustimmun~ gt>btm will, bitte 
ich um Erht:bung der rechten Hand. - Das ii:t die ein­
Rtimmige Annahme. 

Wir kommen zu 'Punkt 26 del' Tagesordnung: Antrag 
der Fraktion del' l)P betr. Verbesserung des Bieres 
- Drucksache II/541/672. 

Berichterstattung hat der Ernährungs-· und Vcrsor­
gungsausschuß. (Zuruf des Ministerpräsidenten: Durch 
Verbesserung des Bieres erledigt!) De-r Antrag ist als 
erledigt zu betrachten. 

Wir kommen zu Punkt 2'7 der Ta,:esordnung: Antrag 
der Fraktion der SPD. bPtr. Ersa.!zlieferung von Le" 
bclll:lmittl'ln bei Ausfall von Kartoffeln; Schwerarbei­
terzulagen für Landwirte - Drucki;itd1e 11/324/669, 

Bcrichtcr~tatlung: Ernü,hrungs- und Versorgungsaus­
.\ldluß. - Dieser Antrag ist auch erledigt. 

Präsident Wolte1·s: 

Das Wort hat der Herr Mlnlsierpräsldent :tur Ab­
pbe einer Erklilnmg. 

M i n i s t c r p r ä s ·i d e n t A 1 t me i e t· : 

Meine Damen und Herrenr Der Herr .A:bgcodnete 
&hm:dt hat gestern eine Anfrage an mich gerichtet 
wegen der Wasserstraßendirektion Rheinland-Pfalz. 
Ich möchte dit.>se An.frage w[e folgt beantworten: 

Durch die Verordnung Nr. 145 vom 10. Januar 1948 
hat Hen General Koenig die Errichiung eines SchifI­
fahrt.i;amles für den Mittell'hein angeordnet. Es heißt 
in Artikel 1 dieser Verordnung, daß im französischen 
Besatzungsgebiet Deutschlands ein deutsches Schiff­
fahrtsamt für den Mittelrhein errichtet wird, das mit 
der Vcrtretwig der Interessen des F1ußbetriebe:., der 
Regelung der Flußtransporte und der Verwaltung de1· 
Dlenst.stel!en, bei denen ein allgemeines Interesse an 
der Rhcinschlf!aJut besteht, bcau!h'agt wird. 

In Artikel 4 der Verordnung wird bestimmt, daß das 
Amt von ci.n~m Direktor geleitet wird, dem c~n Au!­
slchl.sral.s!tusschuß zur Seite gestellt ist. Gemäß diesem. 
Art.il\:cl 4 werden der Direktor und die Mftgl[eder des 
Ausschusses durch ct+e !ranzösische Militärre~erung, 
und zwar durch Herrn General Koenig unmittelbar er­
nannt. Außerdem wird cin Beirat, der aus Vertretern 
der deul.l!cl1t!n Wirlsch.aft bestehen soll, dem Direktor 
beigegeben. Nach Artikel 5 der Verordnung ist der 
vom Direktor entworfene Haushaltsplan dem Au!­
.&ich.l.':iraisausschuß vorzulegen und von der französi­
schen Militärregierung zu verabschieden. Durch An­
ordnung Nr. 46 vom 28. Januar 1948 ist Herr Neel 
Mayer, Julicn, zum vorlä.ufi.gen Verwalter für den 
Mitteld1dn ernannt worden. 'ln der Ano,dnung Nr. 47 
vom gleichen T~e ist weiter bestimmt, daß sich der 
eben genannle Au!sichtsrat.sausschuß aus sechs franzö­
sischen Persönllchkeite.11 zusammensel.zt, un<l zwar aus 
dem Vertreter des Herrn Generals Koenl_g, dem Direk­
tor für Wirtscba!t und Verkehr, dem Direktor für 

öffentliche Arbeiten und Verkehr. dPm Dit'ektor d<'l' 
Finanzen, dem Direktor der industriellen Pro<luktlon 
und dem Direktor des Außenhandelsamtes. Durch An­
ordnung Nr. 104 vom 30. Oktober 1948 i~L an die St.eilt 
des von mir eb.:n genannten Herrn Neel Mayer, Julicn, 
Herr Dr. Eichenlaub zum DiT(:'ktor für d11~ S('hiffn.hrts;­
amt bestimmt worden. (Hört. hiirt'l 

Zu dieser Ernennung, dil· nach de1· vor~khendL·n t.:1'­

wähnten Anordnung dem Herrn Gen<:'ral Koenig ob­
liegt, ist die Landesregierung nicht gefragt worden. 
Namens des Ministerrates, der sich mit dem ganzen 
Fragenkomplex mehrfach beschäftigte, hiob(• ich durch 
Schreiben vom 5. November dem Hc·rrn Generalgou­
vern~ur zu Koblenz mit.geteilt. daß dit· LandesrcgiC'­
rung, wenn sie um Vorschliigt> rür da~ Amt ,:-iJlei, Lt·i-
1.ers des Schi ffahrt:;amtes (·r~u,:h~ worden wäre. HNrn 
Dr. Eichenlaub nicht vorg~schlagen h11bi.-n würde. daU 
<1ie dEmz:ufolgc nicht in der La,ge ist. zu gestatten. <lall 
Dr. Eichenlaub deutschim Dienststellen Anweisuni;ien 
erteilt. 

Auf Grund· dies€s Schrt'ibens. welche~ im ü.brigt:n 
sachlich zu d<'n verschiedenen F1·c1ger. Stellung nimmt, 
habe ic.:h am 19. Novembi:r mit der hiesigen Militär­
regierung eine Unterhaltung geführt. \Vobd in sach­
licher Wl.d ver.ständnisv0ller Aussprach(:· die versch.ii!'­
denen .Fragen behandelt wurden. Insbesond('r(' wurde 
bei dieser Gelegenheit klargt'stellt, daß 

1. keinerlei Vennögcnswet·te der Wass<irstra.Ucndirek­
tion Rhdnland-P!al.L unentgeltlich in das Vermögen 
des Schif!ahrl.l!amk~ übL:rg('hen sollen. sondern. ~o­
weit eine Inanspruchnahme deutscher Vermög('ns­
werte erfolge, dlcse nur auf Grund prJvah'echtliclwr 
Verträge, die mit dem Land abzuschließen sind. Ja!P­
gen Entgelt, entweder mlet-. parh1- od{'r kaufwt'i~..­
übernommen werden können, 

2.. daß dle ursprüngli{'h vorgesehenen Zu:,,o.:hü~"'c füi· 
dieses Schi!fahrlsamt auf eine einmalige Zuweil,'llJJ.g 
von 200 000 DM begrenzt bleiben sollen und daß auf 
Grund dieser Zahlung durch die Militärregierung 
das RC(.tlt zugedanden Wt'rdcn soll, die Finanzgcha­
rung der S(·hi!fahrt dul'Ch den Rechnungsh<·f Rht•in­
land-P!alz laufend überprüfen zu lassen.· 

3. die in Artikel 4 vorgesehenen Mitglieder dt:,; Bd­
rate.s sollen nicht ohne Zustimmung und Bet~j)jgung 
der Landesregierungen von Rht>inland-Pfal2. und 
Baden ernannt werden, wobei entsprechend der 
Größe unseres Landes an einem Ve1-teile1'!'chJilssel 
von vier Mitgliedern von Rhcinlanct-Pralz und zwei 
Mitgliedern von Baden gedacht wird. 

Das Ergebnii, dieser Bcspredrnng wird 111.eint!r,,:;eits 
am kommenden Dienstag zum Gegcn.<;1and einer dn­
gehcnden Bcratllll,g und Bescpluß!assung des Minister­
rates gemacht. Es besteht aber heute schon innerhalb 
der Laooesregierun.g Übereinstimmung darüber, daß 
die Landesregierung den grundsätzlichen Anspruch auf 
freie Schillahrt au! dem Rheln füt' alle Anlicgcrstaah•n 
aufrecht erhält und daß, soweit finanzielle Mitt.C'l er­
forderlich sind, dlese der vorherigen Beschlußfassung 
des Landtags !Jedtirfon. Demcnt~pre-chend, meine Da­
men und Herren, wird die Landesregierung zur ge­
gebenen Zeit erneut an den Landtag in dics~r Frage 
herantreten und Ihn~n dann auch übt:'r das Erg1.4mis 
der weiteren Verhandlungf'n bC'rimten. 

Präsident: ... 
"' Wir haben die .Erklärung des Henn Ministerpräsi­

denten g~rl Meine Damen und Herren! Wir sind 
nunmehr an den Schluß unserer heutigPn Ta_g1.1ng ge­
korrunen. 
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Ent-,,chuldigen Sie. Herr Abgeordnete1· .Jacobs. Sie 
hab~n da;; Wort 7.U einer Erklärung gewünscht. 

Ab g .. Ja eo b s 1SPD.J: 

Meine Dainen und Herren! ~n Mitgliedern des Ho­
hen Hauses wurden .5owohl durch die Post als auch 
hier Material, Richtlinien und Mitteilungen auf die 
Plätz':' gefog:t. die sich .,Aktionsplan von Interlaken" 
benennen, eine Manifestation. die von der Europäischen 
Parlamtmt:,iri;;chen Union am 4. September 1948 erlas­
Jen wurde. Darf ich vielleich1 die Aufrnerksamk:eit des 
Hohen H,rn~es darauf lenk<'n. daß es nicht das Ver­
~chutden de,; Landtags v0,1 Rheinland-Pfalz ist, wenn 
Sie trotz Einladung · ,in dieser Tagung nicht leilneh­
men k:onntr.n . Tch r,,~!>iirt~ 7U ctcn.ieni?P.n. die die Ehre 
hatt•~n. von m<:iner Fraktion für die Teilnahme an die.~er 
Tagung vorgeschlagen zu werden. Leider hat es .die 
Halhmg der frnnzösischen Militärregierung durch Ver­
weigenmg der Ausstellung der Pässe verhindert, daß 
VHtret0r dieses Landes an dieser immerhin wesent­
lichen Tagung teilgenommen haben. Ich bin der Auf­
fa::;sung, -daß es einn Ft·age der per.sönlichen und poli­
tisciwn Ehre ist. wenn aus irgendwelchen Gründen die 
Päs.,e für eine Aust·eise oder Teilnahme an einer SQ1-
t.:h,~n Tagung versagt wei·d<m und daß es nicht genü.gt, 
von Europa zu sprechen, sondern. wenn auch die be­
~chddens«.>n VC'rausset;r.ungen dazu gegeben sind, ein­
mal dlm'lrh ~"h"lndE'lt werden muß. Obwohl in meinem 
Falle ~ine persönliche Intervention des Grafen Coud,m­
hove-Kalergie auf Erteilung eines Passes vorlag, hat 
dle fnmzfüii':lche Militärregierung sich ntcht dazu ent­
:;chließen können. Ich darf in diesem Zusammenhang 
c1bschließE'nd feststeilen. daß diese Haltung nlcht ln 
Einklang gebracht werden kann mit dem Grundsatz 
Fried,·lch Siebrucks: Großmut, Lo_yalität und Gerech­
tigkeit sind die Tugenden reiteuder, in sich selbst er­
füllter Völker. 

Pri:i.~idenl: 

Nach Abgabe die,;,.!1· per~ünlichen Erklärung ist die 
Tag•.•,nrdnnng ~r,;c;höpfl. Der Ältestenrat schlägt Ihnen 

• 

vor. die nächste Sitzung des Landtages auf den 15. und 
16. Dezember 1948 anzuberaumen. 

Abg. Fickeisen l-5PD.): 

Zur Geschäftsordnung: Wir haben gestern gehört, 
daß der Herr ,Landwirtschaftsminister -eine Erklärung 
abzugeben hätte. 

Präi:;idC'nt: 

Es ist nicht vorgesehen. daß eine Et·klärung abge­
geben wird. 

Die nächste Sitzung findet also am 15. und 16. Dc­
z.embei: statt. Ich mache weiter darauf aufmet·ksam, 
daß der .Hauptausschuß des Landtages am 29. und 30. 
November hier in den Räumen tagt. Die genaue Tages­
ordnung und der Zeitpunkt des Beginns wer.den noch 
allen mitgeteilt. Ich will Ihnen schon heute bekannt­
geben. der Fin,irnzausschuß tagt am 7. Dezember, -der 
So.zial.politisclle Ausschuß am R. Dezember und der 
Kulturpolitische. Ausschuß am 3. Dezember. 

Abg. Dr. Wüermeling <CDU.}: 

Zur Geschäftsordnung; Es war im allgemeinen üb­
lich, .daß man auf die kirchlichen Feiertage Rücksicht 
n:imrot. leb. würde bitten. daß der Sozialpolitische Aus­
schuß .am 9. Dezember :i-usammet1trilt. 

Prä:;i<lent: 

Entscbuldigun_rt, d~nm habe ich nicht gedacht. Der­
Sozialpolitische Ausschuß also am 9. Dezember. 

Meine Damen und Herren! Wir sind nun an -den 
Schluß un,:erer Tagtmg gekommen. fch schließ€; die 
Sit~t;;~·· "tl'~~l'" T~h'tiäta~,, und wünsche allen eine gute 
Heimfahrt. 

Schluß: 12.55 Uhr. 


